
Wettbewerb, Rankings, Evaluierungen und Bibliometrie prägen die „neue Gov-
ernance“ der Wissenschaft. Unternehmerisches Denken und betriebswirtschaftliche
Steuerungsinstrumente sollen Qualität und Effizienz der Forschung steigern. Die-
sem Prozess der Ökonomisierung der Wissenschaften und gesellschaftlichen Legiti-
mierung der Forschungsförderung konnte und wollte sich auch die Max-Planck-Ge-
sellschaft (MPG) nicht entziehen. Hatten die Präsidenten der MPG bis Mitte der
1990er Jahre noch intellektuelle Neugier, Erkenntnis und Erweiterung des Wissens
als Aufgabe der Grundlagenforschung angesehen, so durchzog den Diskurs der Prä-
sidenten Hubert Markl und Peter Gruss ein Mantra der Wettbewerbsfähigkeit, das
sich mit dem Anspruch verband, die MPG habe im internationalen Vergleich an der
Weltspitze zu stehen. Ariane Leendertz zeichnet diese Entwicklung nach, bei der
Geistes- und Sozialwissenschaften ins Hintertreffen gerieten und der Leistungs-
druck auf die zunehmend befristet angestellten Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler wuchs.

Ariane Leendertz

Die Macht des Wettbewerbs

Die Max-Planck-Gesellschaft und die Ökonomisierung der Wissenschaft seit den
1990er Jahren

I. Eine gegenwartsgeschichtliche Perspektive

Wettbewerbsprinzipien, Profilbildung, Strategiepapiere und Zukunftskonzepte,
Zielvereinbarungen, Pakte und Selbstverpflichtungen, indikatorenbasiertes Moni-
toring, Rankings, quantitative Performanzmetriken und Leistungsvergleiche zäh-
len seit der Jahrtausendwende zum Allgemeingut der „neuen Governance“ der
Wissenschaft in Deutschland.1 Der permanente Wettbewerb um befristet vergebe-
ne Drittmittel gewann bei stagnierender Grundfinanzierung insbesondere für die
Universitäten an existenzieller Bedeutung. Ähnlich wie in der freien Wirtschaft,
davon waren viele der wissenschaftspolitisch Verantwortlichen überzeugt, würden
mehr Wettbewerb, betriebswirtschaftliche Steuerungsinstrumente und unterneh-
merisches Denken die Hochschulen in Deutschland effizienter und leistungsfähi-
ger machen und die Qualität von Forschung und Lehre steigern. Kritiker hin-
gegen sahen darin eine Gefahr für die Freiheit der Wissenschaft. Mit den neuen
Instrumenten und Strukturen veränderten sich nicht nur die Rahmenbedingun-
gen der wissenschaftlichen Arbeit, sondern ebenso die Handlungsorientierungen

1 Vgl. Edgar Grande u. a. (Hrsg.), Neue Governance derWissenschaft. Reorganisation – externe
Anforderungen –Medialisierung, Bielefeld 2013.
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der Akteure im Wissenschaftssystem. Diese Entwicklung erfasste auch die Max-
Planck-Gesellschaft (MPG).

AbMitteder1990er Jahre verschrieb sichdieMPGähnlichwie einglobal agieren-
des Unternehmen einer ständigen Optimierung ihrer internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit. In ihrer politischen Kommunikation etablierten sich ökonomi-
sche Leitbegriffe, ökonomisch determinierte Narrative und Argumentationsketten
sowie Verweise auf wirtschaftspolitische Zielsetzungen und Instrumente. Die Prä-
sidenten der Organisation zogen ökonomische Theorien undNobelpreisträger für
Wirtschaftswissenschaftenheran,umdieRelevanzderGrundlagenforschung zuun-
termauern. Unter den Präsidenten Hubert Markl (1996–2002) und Peter Gruss
(2002–2014) vollzog sich eine Ökonomisierung der politischen Sprache der MPG
und der gesellschaftlichen Legitimation der Forschungsförderung.

Ökonomisierung ist zwar durchaus eine gesellschaftskritische Kategorie und
ein mehr oder weniger diffuses Schlagwort, besitzt aber erhebliches analytisches
Potenzial, um einige zentrale Facetten gesamtgesellschaftlicher Transformations-
prozesse der vergangenen 30 Jahre zu erfassen. Es handelt sich hier somit um ei-
nen Beitrag zur Gegenwartsgeschichte, die eine besondere Herausforderung mit
sich bringt: Als Akteure in der gegenwärtigenWissenschaft haben viele von uns die
Entwicklungen der vergangenen Jahrzehnte an den Universitäten und For-
schungsinstituten aus nächster Nähe miterlebt und können mit individuellen Be-
obachtungen, Bewertungen und Erfahrungen aufwarten. Unsere Position als Be-
teiligte sollten wir deshalb mindestens uns selbst gegenüber offenlegen. Hans
Rothfels erinnert uns daran, dass die Zeitgenossenschaft, das „Beteiligtsein mit Ge-
danken und Meinungen, mit Empfindungen oder gar Leidenschaften der Gegen-
wart“, eine gewisse emotionale Verstrickung mit sich bringen kann, die in die Ana-
lyse hineinwirkt.2 Aus seiner Sicht ermöglicht es diese Vertrautheit aber auch, sich
in die Lage „der Handelnden wie der Leidenden“3 und den „Geist oder Ungeist“4

der selbst erlebten Vergangenheit hineinzuversetzen. Die eigene Erfahrung bedeu-
tet demnach zugleich einen Gewinn für das historische Verstehen. Als Mitglied
verschiedener Gremien in der MPG habe ich die ökonomische Zuspitzung der
wissenschaftspolitischen Sprache und Argumentation, die die Präsidenten dort
pflegten, mit einem gewissen Unbehagen verfolgt. Die Historisierung des Phäno-
mens hilft zu verstehen, woher dieses Unbehagen rührt.5

2 Hans Rothfels, Die Zeit, die demHistoriker zu nahe liegt, in: Festschrift fürHermannHeimpel
zum 70. Geburtstag am 19. September 1971, Bd. 1, hrsg. von denMitarbeitern desMax-Planck-
Instituts für Geschichte, Göttingen 1971, S. 28–35, hier S. 29.

3 Hans Rothfels, Zeitgeschichte als Aufgabe, in: VfZ 1 (1953), S. 1–8, hier S. 6.
4 Rothfels, Zeit, in: Festschrift für Hermann Heimpel, S. 33.
5 Die beobachtende Teilnahme im MPG-Senat regte letztlich zur Konzeption des Forschungs-
projekts „Konkurrenzfähigkeit und Flexibilität im globalen Wettbewerb: Strategische Hand-
lungsorientierungen und Personalpraxis der Max-Planck-Gesellschaft, 1973 bis 2016“ an, das
ich zwischen 2016 und 2019 am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung in Köln und
am Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte in Berlin durchführte. Mein Dank gilt al-
len, die zur Schärfung meiner Perspektive und zum Entstehen dieses Aufsatzes beigetragen
haben.
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Dieser Beitrag umreißt zunächst den hier zugrunde gelegten Ökonomisierungs-
begriff und präzisiert den methodischen Ansatz mit Rekurs auf Pierre Bourdieus
feldtheoretische Überlegungen, um dann herauszuarbeiten, wie sich Handlungs-
orientierungen undGrenzziehungen zwischenWissenschaft und Ökonomie in der
Max-Planck-Gesellschaft seit Mitte der 1990er Jahre verschoben. Zogen ihre Prä-
sidenten bis dahin eine klare Trennlinie gegenüber wissenschaftsexternen wirt-
schaftspolitischen Zielsetzungen, verstärkten sie zum Ende der Dekade die An-
strengung, den unmittelbaren ökonomischen Nutzen der Grundlagenforschung
herauszustellen. Die Ökonomisierung der politischen Kommunikation der MPG
und der gesellschaftlichen Legitimation der Forschungsförderung fiel mit dem
Durchbruch neoliberaler Politikkonzepte in der Bundesrepublik und mit öffent-
lichen Debatten über die Globalisierung sowie einen nunmehr weltweiten Wett-
bewerb von Standorten und Wirtschaftsräumen zusammen. Befördert durch die
Ausbreitung neuer Vergleichsmetriken in Gestalt internationaler Rankings und In-
dikatorentableaus, wurden der internationale Wettbewerb und die Platzierung
Deutschlands und der MPG im weltweiten Vergleich zu zentralen Motiven der
MPG-Führung. Die Indikatorensysteme umfassten außerdem an betriebswirtschaft-
liche Praktiken angelehnte Kosten-Leistungs-Übersichten, die dieMPG gegenüber
der Politik einsetzte, umdieQualität ihres wissenschaftlichenOutputs und die öko-
nomische Effizienz der Forschungsförderung zu unterstreichen. Aus theoretischer
Warte trägt diese Untersuchung dazu bei, das Verhältnis zwischen Ökonomisie-
rung,WettbewerbsorientierungenundQuantifizierung genauer zubestimmen.Ab-
schließend gilt es zu diskutieren, inwiefern die Ökonomisierung jenseits der neuen
Rhetorik und Instrumente Einfluss auf wissenschaftliche Inhalte und die Arbeits-
und Beschäftigungsbedingungen der in derWissenschaft Tätigen hatte.

II. Der Begriff der Ökonomisierung und die Ökonomisierung der
Wissenschaft

Die wichtigsten Veränderungen der vergangenen 25 Jahre betrafen Universitäten
und außeruniversitäre Einrichtungen gleichermaßen und wurden von den zeitge-
nössischen Akteuren stets auch kritisch begleitet. Aus dem Kontext dieser Kritik
stammt die Diagnose einer Ökonomisierung der Wissenschaft. Zunächst, so fassen
es neuere soziologische Synthesen zusammen, wurde die Finanzautonomie wissen-
schaftlicher Einrichtungen durch eine Flexibilisierung der Haushalte gestärkt. Im
Gegenzug etablierte sich eine Vielzahl neuer Institutionen und Instrumente, mit
denen wissenschaftsexterne Akteure steuernden Einfluss nehmen konnten. Hier-
zu zählten neben Hochschulräten und Akkreditierungsagenturen Kontrakte in
Form von Zielvereinbarungen, die Hochschulpakte und der Pakt für Forschung
und Innovation, in denen sich die Wissenschaft gegenüber ihren Finanzierungs-
trägern auf bestimmte Leistungen und Zielsetzungen verpflichtete.6 Inwiefern die

6 Vgl. FrankMeier, Die Universität als Akteur. Zum institutionellenWandel der Hochschulorga-
nisation, Wiesbaden 2009, S. 133–140.
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Hochschulen und Wissenschaftsorganisationen ihren Selbstverpflichtungen ge-
recht wurden, überprüften Bund und Länder seitdem anhand zahlloser Kennzah-
len in immer ausführlicheren jährlichen Monitoring-Berichten.7 Was die internen
Strukturen betrifft, war die Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte von einer
Stärkung der Leitungsgremien und einer Ausweitung und Professionalisierung
des Hochschul- und Wissenschaftsmanagements (Managerialisierung) geprägt.8

Die bereits seit den 1980er Jahren angedachte Intensivierung des Wettbewerbs
schließlich wurde durch die leistungsorientierte Mittelvergabe, Rankings und Ra-
tings, Evaluationen und eine Erhöhung des Volumens kompetitiv einzuwerbender
Drittmittel insbesondere durch die Exzellenzinitiative vorangetrieben.9 Hatten die
Universitäten 1993 noch 28,1 Prozent ihrer Forschungsausgaben aus Drittmitteln
bestritten, waren es 2009 46,2 Prozent.10

In Presse und Publizistik war deshalb in den 1990er Jahren zunächst von einer
Kommerzialisierung, nach 2000 dann von einer Ökonomisierung der Wissen-
schaft die Rede.11 Ökonomisierung wurde dabei zumeist als negativ konnotiertes
Schlagwort und normative Zeitdiagnose verwendet, die in engem Bezug zu einer
allgemeinen Neoliberalismuskritik stand.12 Wettbewerbsprinzipien, leistungsori-
entierte Mittelvergabe, die quantitative Messung von Effizienz und Qualität, Flexi-
bilisierung, Prekarisierung, Marketing, Hochschulräte, Verkürzung der Studien-
zeiten, Studiengebühren, Kooperationen mit Unternehmen – all das galt als
Ausdruck einer Ökonomisierung, die grundsätzlich als Gefahr und als Bedrohung
anzusehen war: für die Freiheit der Wissenschaft, für die Fächervielfalt, für die
wissenschaftliche Qualität.13

Es ist jedoch voreilig, den Begriff der Ökonomisierung aufgrund seines norma-
tiven und zeitdiagnostischen Gehalts von vornherein als analytisch untaugliche Ka-

7 Umfasste der Monitoring-Bericht zum Pakt für Forschung und Innovation, für den die Wis-
senschaftsorganisationen die entsprechenden Daten erheben und übermitteln müssen, 2007
noch 126 Seiten, waren es zehn Jahre später 575 Seiten: Pakt für Forschung und Innovation.
Monitoring-Bericht 2007, hrsg. von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und
Forschungsförderung, Bonn 2007; Pakt für Forschung und Innovation. Monitoring-Bericht
2017, hrsg. von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz, Bonn 2017.

8 Vgl. Meier, Universität als Akteur, S. 143–154.
9 Vgl. Margit Szöllösi-Janze, Archäologie des Wettbewerbs. Konkurrenz in und zwischen Uni-

versitäten in (West-)Deutschland seit den 1980er Jahren, in: VfZ 69 (2021), S. 241–276.
10 Vgl. Christian Baier, Reformen in Wissenschaft und Universität aus feldtheoretischer Per-

spektive. Universitäten als Akteure zwischen Drittmittelwettbewerb, Exzellenzinitiative und
akademischem Kapitalismus, Köln 2017, S. 20 f.

11 Vgl. Désirée Schauz, Umstrittene Analysekategorie – erfolgreicher Protestbegriff. Debatten
über Ökonomisierung derWissenschaft in der jüngsten Geschichte, in: Rüdiger Graf (Hrsg.),
Ökonomisierung. Debatten und Praktiken in der Zeitgeschichte, Göttingen 2019, S. 262–296,
hier S. 274–278.

12 Vgl. Matthias Lemke/Gary S. Schaal, Ökonomisierung und Politikfeldanalyse. Eine ideen-
geschichtliche und theoretische Rekonstruktion des Neoliberalismus im Zeitalter der Post-
demokratie, in: Gary S. Schaal/Matthias Lemke/Claudia Ritzi (Hrsg.), Die Ökonomisierung
der Politik in Deutschland. Eine vergleichende Politikfeldanalyse, Wiesbaden 2014, S. 3–19.

13 Vgl. Schauz, Analysekategorie, in: Graf (Hrsg.), Ökonomisierung, S. 275–283.
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tegorie zurückzuweisen.14 Ökonomisierung ist mittlerweile in verschiedenen Dis-
ziplinen als analytisches Konzept geschärft und mit empirischen Befunden gefüllt
worden.15 Grundsätzlich muss man zwischen einer engeren und einer breiteren
Definition von Ökonomisierung differenzieren. Der engere Ökonomisierungs-
begriff bezieht sich auf Prozesse der Kommodifizierung, Vermarktlichung und
Kommerzialisierung: Dinge oder Güter werden zu Waren und Produkten und er-
halten einen Preis, zu dem sie auf einem Markt gehandelt werden; Menschen wer-
den zu Kunden und Verkäufern, das heißt der Markt erzeugt bestimmte Rollen; im
Markt herrschen Konkurrenz und Wettbewerb um Waren und um Kunden; als
Handlungsorientierungen dominieren die Steigerung von Gewinnen und Profit
und von Effizienz und Produktivität im Sinne einer möglichst günstigen Ratio zwi-
schen Kosten und wirtschaftlichem Output.16 Dies sind allgemeine Kennzeichen
des ökonomischen Felds in einer kapitalistischen Marktwirtschaft.

Ein breiteres Verständnis von Ökonomisierung kommt im Begriff der Quasi-
Märkte zum Ausdruck: Wo es keinen echten Markt mit echten Waren gibt – wie
etwa im deutschen Hochschulsystem oder in der öffentlichen Verwaltung –, wer-
den demnach Quasi-Märkte geschaffen, die bestimmte Facetten von Märkten si-
mulieren.17 Im Zuge des von der Privatwirtschaft inspirierten New Public Manage-
ment versuchen öffentliche Einrichtungen, die ökonomische Effizienz ihrer
Leistungsproduktion zu steigern, indem sie etwa Kosten senken und Personalaus-
gaben einsparen.18 Die Leistung wird mit Hilfe von Performanzindikatoren gemes-
sen, die im Zuge von Zielvereinbarungen zur Grundlage der Ressourcenverteilung
werden können. So soll marktähnliche Konkurrenz zwischen den Akteuren er-

14 Diese Position bei Rüdiger Graf, Einleitung. Ökonomisierung als Schlagwort und Forschungs-
gegenstand, in: Ders. (Hrsg.), Ökonomisierung, S. 9–25.

15 Für eine frühe, an Foucault orientierte Vorlage vgl. Ulrich Bröckling/Susanne Krasmann/
Thomas Lemke (Hrsg.), Gouvernementalität der Gegenwart. Studien zur Ökonomisierung
des Sozialen, Frankfurt a. M. 2000; differenzierte Begriffs- und Theoriediskussion bei Matthi-
as Kettner/Peter Koslowski (Hrsg.), Ökonomisierung und Kommerzialisierung der Gesell-
schaft. Wirtschaftsphilosophische Unterscheidungen, München 2011; für einen diskursanaly-
tischen Zugang Rainer Diaz-Bone/Gertraude Krell (Hrsg.), Diskurs und Ökonomie.
Diskursanalytische Perspektiven auf Märkte und Organisationen, Wiesbaden 2009, und
zu Ökonomisierungsphänomenen in verschiedenen Politikfeldern Schaal/Lemke/Ritzi
(Hrsg.), Ökonomisierung der Politik.

16 Vgl. Matthias Kettner, Ein Vorschlag zurUnterscheidung vonÖkonomisierung undKommer-
zialisierung, in: Ders./Koslowski (Hrsg.), Ökonomisierung undKommerzialisierung, S. 3–20;
Dominic Akyel, Die Ökonomisierung der Pietät. Der Wandel des Bestattungsmarkts in
Deutschland, Frankfurt a. M. 2013, insbesondere S. 34–38; Birger P. Priddat, Bevor wir über
„Ökonomisierung“ reden: was ist „ökonomisch“?, in: Soziale Welt 64 (2013), S. 417–434.

17 Vgl. Uwe Schimank/Ute Volkmann, Das Regime der Konkurrenz. Gesellschaftliche Öko-
nomisierungsdynamiken heute, Weinheim 2017, hier S. 87–92. Im Fall der Universitäten ge-
schah dies besonders über die Ausweitung des Drittmittelwettbewerbs. Vgl. Szöllösi-Janze, Ar-
chäologie des Wettbewerbs, S. 256 f.

18 Vgl. Schimank/Volkmann, Regime der Konkurrenz, S. 84–86; Uwe Schimank, Ökonomisie-
rung der Hochschulen – eine Makro-Meso-Mikro-Perspektive, in: Karl-Siegbert Rehberg
(Hrsg.), Die Natur der Gesellschaft. Verhandlungen des 33. Kongresses der DeutschenGesell-
schaft für Soziologie in Kassel 2006, Teilbd. 1, Frankfurt a. M. 2008, S. 622–635.
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zeugt werden, um die Effizienz und die Qualität ihrer Leistungen oder Produkte
zu erhöhen. Dem dient auch der Wettbewerb um Fördermittel, der den Konkur-
renzdruck bewusst verstärkt. Die Leistung von Organisationen und Organisations-
mitgliedern steht dabei permanent auf dem Prüfstand und wird laufend gemessen,
evaluiert und kontrolliert.19

Dahinter steht ein differenzierungstheoretisches Verständnis von Ökonomisie-
rung: Nur wenn man die Ökonomie als eine distinkte gesellschaftliche Sphäre mit
bestimmten, historisch wandelbaren Leitwerten, Strukturen, Funktionslogiken,
Akteuren und Handlungsorientierungen ansieht, kann von einer Ökonomisie-
rung in anderen gesellschaftlichen Bereichen die Rede sein.20 Auf dieser heuristi-
schen Grundannahme beruht auch jener breitere Begriff von Ökonomisierung als
ein Prozess der Durchdringung und Überformung, wie er in der zeitdiagnosti-
schen Gesellschaftskritik zu finden ist.

Neuere sozialwissenschaftliche und zeitgeschichtliche Studien legen nahe, dass
Ökonomisierung als ein Prozess der Ausdehnung oder gar der Entdifferenzierung
eng mit dem politischen Aufstieg markt- beziehungsweise neoliberalen Ideenguts
zusammenhing, dessen grundlegendes Kennzeichen es war, dass es weit über die
ökonomische Theorie hinausgriff. Freie Märkte galten demnach als überlegene
Form der gesellschaftlichen Organisation und Handlungskoordination und der
ökonomische Wettbewerb als effizientester und bester Steuerungsmechanismus,
der vermeintlich meritokratisch und damit unkorrumpierbar diejenigen belohn-
te, die es aufgrund ihres Einsatzes und ihrer Leistung verdienten. Radikale neo-
liberale Theoretiker wie Milton Friedman, Gary Becker und der Vordenker der
Public-Choice-Bewegung James Buchanan, auf die die Ideen des New Public Manage-
ment zurückgehen, übertrugen ihr Verständnis des Markts und des Menschen als
ökonomisch orientiertem Nutzenmaximierer auf potenziell alle Bereiche mensch-
lichen Handelns und sozialer Organisation.21

Für die Politikwissenschaftlerin Wendy Brown und den Soziologen William Da-
vies stellt diese Ökonomisierung bis dahin nichtökonomischer Felder, Aktivitäten
und Subjekte denn auch den Kern der neoliberalen Transformation dar. Das Mo-
dell des Markts als Ordnungs- und Handlungsmodell sowie ökonomische Termini,
Werte, Praktiken und Metriken breiteten sich demnach in Bereichen wie der öf-
fentlichen Verwaltung, Kultur, Bildung und dem Recht aus; der Mensch galt pri-

19 Vgl. Schimank/Volkmann, Regime der Konkurrenz, S. 122–127.
20 Grundlegend Peter Richter, Ökonomisierung als gesellschaftliche Entdifferenzierung. Eine

Soziologie zumWandel des öffentlichen Sektors, Konstanz 2009.
21 Zur Radikalität dieses Denkens vgl. insbesondere Nancy MacLean, Democracy in Chains. The

DeepHistory of the Radical Right’s Stealth Plan for America, New York 2017; Daniel Stedman
Jones, Masters of the Universe. Hayek, Friedman, and the Birth of Neoliberal Politics,
Princeton 2012; Philip Mirowski, Postface: Defining Neoliberalism, in: Ders./Dieter Plehwe
(Hrsg.) The Road from Mont Pèlerin. The Making of the Neoliberal Thought Collective,
Cambridge 2009, S. 417–455; Sonja M. Amadae, Rationalizing Capitalist Democracy. The
Cold War Origins of Rational Choice Liberalism, Chicago/London 2001; Arne Manzeschke,
„Ökonomisierung“ – Klärungsbedürftigkeit und Erklärungskraft eines Begriffs, in: Kettner/
Koslowski (Hrsg.), Ökonomisierung und Kommerzialisierung, S. 67–93.
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mär als ökonomischer Akteur.22 In dieser Ordnung seien die Grenzziehungen zwi-
schen der Wirtschaft und anderen Sphären brüchig, ja es gebe jenseits des Markts,
jenseits der Ökonomie, kein Außen mehr, denn marktähnliches Verhalten und
Performanzkriterien würden, so Davies, mit Hilfe aus der Betriebswirtschaft über-
nommener Mess-, Bewertungs- und Evaluationstechniken tief in Gesellschaft und
Politik hineingetrieben.23

Neutral gewendet bezeichnet Ökonomisierung also die Verbreitung und Be-
deutungszunahme ökonomisch fundierter Theorien, Begriffe, Kategorien und
Wissenskomplexe undmit der Wirtschaft verbundener Handlungsorientierungen,
Logiken, Instrumente und Praktiken in Bereichen, die bis dahin nicht der Sphäre
der Wirtschaft zugeschlagen wurden. Ökonomisierungsprozesse sind damit kein
völlig neues Phänomen, das erst in den vergangenen Dekaden aufgetreten ist. Die
hier zitierten Studien legen jedoch nahe, dass sie zum Ende des 20. Jahrhunderts
eine neue Qualität und Reichweite bekamen. Wie die Ausbreitung von Wett-
bewerbsprinzipien und aus der Privatwirtschaft entlehnter Steuerungsinstrumen-
te, Organisations- undManagementkonzepte imHochschulbereich ebenso wie die
Veränderung der politischen Sprache in der MPG und ihrer gesellschaftlichen Le-
gitimation der Forschungsförderung nahelegen, verschoben sich in Deutschland
um das Jahr 2000 herum die Grenzziehungen zwischen Wissenschaft und Öko-
nomie. Pierre Bourdieus feldtheoretische Überlegungen helfen, diese Verschie-
bungen empirisch greifbar zu machen.

Bourdieu zufolge sind alle gesellschaftlichen Felder, seien es Wissenschaft, Po-
litik, Wirtschaft, Massenmedien oder Kunst, durch ein Spannungsverhältnis zwi-
schen ihrem autonomen Pol und externen Einflüssen gekennzeichnet. Am auto-
nomen Pol konzentriert sich das Proprium eines Felds: die ihm eigenen
Funktionslogiken und Orientierungen, Spielregeln und Mechanismen des Repu-
tations- und Machterwerbs, seine spezifischen Merkmale und Charakteristika, die
es von den anderen sozialen Handlungsbereichen unterscheiden.24 Die jeweiligen
Grenzziehungen des Felds und sein autonomer Pol konstituieren sich in institutio-
nellen Strukturen ebenso wie in den Handlungen, Interaktionen, Machtpositio-
nen und der diskursiven Praxis der Akteure.25 Da die gesellschaftlichen Hand-
lungs- und Machtfelder aber nicht in sich geschlossen, sondern nach vielen
Seiten hin offen sind und sich mit anderen Feldern überlappen,26 gibt es Bourdieu

22 Vgl. Wendy Brown, Undoing the Demos. Neoliberalism’s Stealth Revolution, New York 2015,
insbesondere S. 10–40.

23 Vgl. William Davies, The Limits of Neoliberalism: Authority, Sovereignty and the Logic of
Competition, London u. a. 2014, S. 21 f.

24 Vgl. Pierre Bourdieu, Die Regeln der Kunst. Genese und Struktur des literarischen Feldes,
Frankfurt a. M. 62014, S. 344 f., und Hans-Peter Müller, Pierre Bourdieu. Eine systematische
Einführung, Berlin 2014, S. 72–86.

25 Vgl. Jens Beckert, Die sittliche Einbettung der Wirtschaft. Von der Effizienz- und Differenzie-
rungstheorie zu einer Theorie wirtschaftlicher Felder, in: Berliner Journal für Soziologie 22
(2012), S. 247–266, insbesondere S. 258–262.

26 Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zur Systemtheorie Niklas Luhmanns, die davon aus-
geht, dass die Teilsysteme autopoietisch operieren und so ihre nicht substituierbaren Codes
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zufolge innerhalb eines Felds einen stetigen Widerstreit zwischen dem autonomen
Prinzip, das heißt Akteuren, die sich dem autonomen Proprium – wie der „wah-
ren“Wissenschaft – verpflichtet fühlen, und heteronomen Prinzipien, die diejenigen
verkörpern, die das Feld ökonomisch oder politisch „beherrschen“.27 Auch unter
den Feldakteuren sind die Definitionen der Grenzen und des „wahren“ Kerns des
Felds stets umstritten und Gegenstand kontinuierlicher Auseinandersetzungen.28

Der Grad der Autonomie eines Felds bemisst sich für Bourdieu daran, inwiefern es
externe Einflüsse zu brechen und im Sinne seiner eigenen Logik umzuformen, zu
absorbieren vermag. Hier spiegeln sich auch die dynamischen Machtverhältnisse
innerhalb des Felds wider: Die Autonomie könne durch die heteronome Macht
von Akteuren geschwächt werden, die externe Werte und Regeln wie ein „troja-
nisches Pferd“ ins Feld tragen.29

Das Proprium des Felds ist also Gegenstand kontinuierlicher Aushandlungen
zwischen den Feld- und anderen Akteuren: Sie sind es, die die Grenzen und den
Kern des Felds definieren, angreifen, verteidigen, verschieben. Anstatt überzeitli-
che und vermeintlich allgemeingültige Kennzeichen des wissenschaftlichen und
des ökonomischen Felds zu definieren, setzt dieser Beitrag deshalb empirisch bei
den zeitgenössischen Akteuren an: Wie definierte die Führungsspitze der Max-
Planck-Gesellschaft das Proprium der Wissenschaft in der MPG? Wie charakteri-
sierte sie das Verhältnis zwischen der in der MPG betriebenen Forschung und der
Ökonomie, zwischen wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Zielsetzungen? Wie
markierte sie die Grenzen und die Autonomie der Wissenschaft gegenüber exter-
nen Ansprüchen? Wie legitimierten die Präsidenten die staatlichen Aufwendun-
gen für die Grundlagenforschung? Welche Rolle spielte dabei der gesellschaftliche
und ökonomische Nutzen?

Antworten auf diese Fragen versprechen die jährlichen Reden der Präsidenten
vor der Festversammlung der MPG. Die Festreden wurden jedes Jahr anlässlich
der Hauptversammlung der Fördernden und Wissenschaftlichen Mitglieder vor
hochrangigen Repräsentanten aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft gehal-
ten und sind als wichtiges Instrument der politischen Kommunikation der MPG
zu betrachten.30 Die Präsidenten erläuterten darin die Kernaufgabe und den Da-
seinszweck der Organisation, ihre Zielsetzungen, ihre Rolle in der Gesellschaft
und legten dar, wie die MPG ihre Ziele erreichen und ihren Zweck optimal erfül-
len wollte. Wichtigste Adressaten waren mit den politischen Amtsträgern die staat-
lichen Zuwendungsgeber, von deren Ressourcen die MPG abhängig war. Wie die

reproduzieren; vgl. Pierre Bourdieu/Loïc J. D. Wacquant, Reflexive Anthropologie, Frank-
furt a. M. 1996, S. 134 f.

27 Bourdieu, Regeln der Kunst, S. 344 f.
28 Vgl. ebenda, S. 353–357; Bourdieu/Wacquant, Reflexive Anthropologie, S. 130–132.
29 Bourdieu, Regeln der Kunst, S. 350.
30 Die Festreden sind öffentlich zugänglich und unterliegen keiner Schutzfrist. Da es hier um

die politische Kommunikation der MPG geht, sind die Reden der Präsidenten vor dem Wis-
senschaftlichen Rat, die sich vornehmlich nach innen richteten, nicht berücksichtigt, zumal
hier aufgrund von Sperrfristen die so wichtige Amtszeit von Peter Gruss herausgefallen wäre.
Aus diesem Grund wurden auch keine Senatsberichte der Präsidenten einbezogen.
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Reden zeigen, bestand die Herausforderung für die MPG darin, einerseits die Au-
tonomie der Organisation sicherzustellen und den – mit Bourdieu gesprochen –

autonomen Pol der Wissenschaft gegenüber den Ansprüchen anderer Felder und
Handelnder zu behaupten, andererseits jedoch das Wohlwollen der Geldgeber
und damit ihre finanziellen Ressourcen zu erhalten oder zu steigern. Dazu muss-
ten die Präsidenten die Erwartungen wissenschaftsexterner Akteure in ausreichen-
dem Maße erfüllen.

Die Präsidenten waren als Wissenschaftler auf der einen und oberste Wissen-
schaftsmanager und -politiker derMPGauf der anderen Seite gewissermaßen zerris-
seneAkteure:Gewählt aus deneigenenReihenderDirektorinnenundDirektoren –

Hubert Markl war bislang die einzige Ausnahme –, repräsentierten sie als Wissen-
schaftler gegenüber externen Instanzen den autonomen Pol des Felds und die wis-
senschaftspolitischen Interessen der Max-Planck-Gesellschaft. Gleichzeitig verfüg-
ten sie innerhalb der Organisation über erhebliche Macht, denn sie besaßen die
wissenschaftspolitische Richtlinienkompetenz und hatten die Möglichkeit, Ent-
scheidungsprozesse im Sinne der strategischen Forschungsplanung zu beeinflus-
sen.31 Qua Amt agierten sie an den Schnittstellen zu anderen sozialen Feldern, na-
mentlich der Politik, und waren externen Ansprüchen damit stärker ausgesetzt als
engere Feldakteure, die primär wissenschaftliche Forschung betrieben. Insofern
sind die Präsidenten als zentrale Vermittler zwischen den Feldern zu begreifen, die
einerseits wissenschaftliche Anliegen nach außen vertraten und andererseits exter-
ne Ansprüche,Werte und Regeln in dieWissenschaftsorganisation hineintrugen.

Unterzieht man die Festreden von Adolf Butenandt (1960–1972), Reimar Lüst
(1972–1984), Heinz Staab (1984–1990), Hans Zacher (1990–1996), Hubert Markl
(1996–2002) und Peter Gruss (2002–2014) einer seriellen Lektüre, wird Folgendes
deutlich: Mit Bezug auf den autonomen Pol der Wissenschaft und die Grenzzie-
hungen des Felds kam es in der politischen Kommunikation der MPG mit dem
Amtsantritt des vormaligen Präsidenten der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) und Biologen Markl 1996 zu einer deutlichen Zäsur, die mit dem Durch-
bruch neoliberaler Politikkonzepte in der Bundesrepublik und einer Beschleuni-
gung der Globalisierung zusammenfiel.

III. Der autonome Pol: Wissenschaft als Erkenntnissuche

Obwohl eine Reihe von Max-Planck-Instituten eng mit der Industrie kooperierten,
positionierte sich die MPG im westdeutschen Wissenschaftssystem in den 1950er
und 1960er Jahren dezidiert als führende Einrichtung der Grundlagenfor-
schung.32 Noch bis in die späten 1960er Jahre war es ihr möglich, die wissenschaft-

31 Vgl. Wolfgang Schön, Grundlagenwissenschaft in geordneter Verantwortung. Zur Gover-
nance der Max-Planck-Gesellschaft, München 2015, S. 25–27; www.mpg.de/9299210/mpg-
governance.pdf [6.12.2021].

32 Vgl. JaromírBalcar, Instrumentenbau–Patentvermarktung–Ausgründungen.DieGeschichte
der Garching Instrumente GmbH, Berlin 2018, S. 14 f.; http://gmpg.mpiwg-berlin.mpg.de/
media/cms_page_media/2/GMPG-Preprint_04_Balcar_2018_r0Uk9wp.pdf [6.12.2021].

Die Macht des Wettbewerbs 243

VfZ 2/2022

http://www.mpg.de/9299210/mpg-governance.pdf
http://www.mpg.de/9299210/mpg-governance.pdf
http://gmpg.mpiwg-berlin.mpg.de/media/cms_page_media/2/GMPG-Preprint_04_Balcar_2018_r0Uk9wp.pdf
http://gmpg.mpiwg-berlin.mpg.de/media/cms_page_media/2/GMPG-Preprint_04_Balcar_2018_r0Uk9wp.pdf


liche Erkenntnis um ihrer selbst willen als kulturellen und zivilisatorischen Wert
herauszustellen und so die Forschungsförderung gesellschaftlich zu legitimieren.
Mit dem Verweis auf eine vermeintlich reine Grundlagenforschung, die vornehm-
lich der zweckfreien Erkenntnissuche verpflichtet sei, markierte die Forschungs-
organisation ihre institutionelle und wissenschaftliche Autonomie gegenüber Staat
und Politik und grenzte sich zugleich vergangenheitspolitisch von der Kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft ab, die neben industrienaher Forschung in der NS-Zeit auch au-
ßerordentlich politik- und anwendungsnahe Agrar-, Züchtungs- und Rassenfor-
schung betrieben hatte.33 Investitionen in Wissenschaft und Bildung dienten
zwar, wie MPG-Präsident Butenandt allgemein formulierte, der Sicherung der Zu-
kunft34 sowie dem „wirtschaftlichen Gedeihen“ und der Aufgabenerfüllung des
Staats.35 Die Kernaufgabe der MPG aber sei die „Forschung im eigentlichen Sinn“,
nämlich „Fragestellungen zu bearbeiten, die an den Grenzen unseres Wissens lie-
gen, mit dem Ziel, diese Grenzen weiter hinaus zu schieben, Neues zu finden, die
Grundlagen gesicherter Methoden zu verlassen, das Risiko des Fehlschlags in Kauf
zu nehmen – das macht nach meiner Vorstellung dasWesen der Grundlagenforschung
aus“. Bestand könne nur haben, was wirkliche Vermehrung der Erkenntnis bedeu-
te. Derartige Forschertätigkeit brauche nach der gesellschaftlichen Relevanz nicht
zu fragen.36 Die Vermehrung des Wissens als solche stelle einen Wert dar, der un-
abhängig von Gesellschaftsformen und politischen Strukturen fortdauernde Be-
deutung haben werde.37

Der autonome Pol der Wissenschaft und insbesondere der Grundlagenfor-
schung lag Butenandt zufolge in der Suche nach Erkenntnis und der Erweiterung
des Wissens, die sich unabhängig von gesellschaftlichen, politischen und wirt-

33 Vgl. Carola Sachse, Grundlagenforschung: Zur Historisierung eines wissenschaftspolitischen
Ordnungsprinzips am Beispiel der Max-Planck-Gesellschaft, 1945–1970, in: Dieter Hoff-
mann/Birgit Kolboske/Jürgen Renn (Hrsg.), „Dem Anwenden muss das Erkennen voraus-
gehen“. Auf dem Weg zu einer Geschichte der Kaiser-Willhelm-/Max-Planck-Gesellschaft,
Berlin 2014, S. 215–239, hier S. 224 und S. 235. Mit einem ähnlichen Verweis auf reine
Grundlagenforschung suchten sich zur selben Zeit auch in den USA wissenschaftliche Ein-
richtungen vom militärisch-industriellen Komplex, von der Mitverantwortung für die Ent-
wicklung der Atombombe und von der ideologischen Inanspruchnahme im Wettstreit mit
der Sowjetunion zu distanzieren. Vgl. Désirée Schauz, What is Basic Research? Insights from
Historical Semantics, in: Minerva 52 (2014), S. 273–328, hier S. 310–313.

34 Vgl. Ansprache des Präsidenten Professor Dr. Butenandt in der Festversammlung der Max-
Planck-Gesellschaft in Mannheim am 24. Juni 1965, in: Jahrbuch der Max-Planck-Gesellschaft
1965, S. 21–34, hier S. 27.

35 Ansprache des Präsidenten Professor Dr. Butenandt in der Festversammlung derMax-Planck-
Gesellschaft in Kiel am 9. Juni 1967, in: Jahrbuch der Max-Planck-Gesellschaft 1967, S. 24–35,
hier S. 30. Die Öffentlichkeit war über „Wesen und Bedeutung“ der Wissenschaft in der Ge-
sellschaft „wirksam zu unterrichten“: Ansprache des Präsidenten Professor Dr. Butenandt in
der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in Frankfurt/Main am 23. Juni 1966, in:
Jahrbuch der Max-Planck-Gesellschaft 1966, S. 23–35, hier S. 32.

36 Ansprache des Präsidenten Professor Dr. Butenandt in der Festversammlung derMax-Planck-
Gesellschaft in Berlin am 25. Juni 1971, in: Jahrbuch derMax-Planck-Gesellschaft 1971, S. 29–
42, hier S. 32.

37 Vgl. ebenda, S. 33.
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schaftlichen Bezügen entfalten sollten. Dieses Legitimationsmodell bekam jedoch
schon in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre Risse. Studentenbewegung und Neue
Linke wollten die Wissenschaft aus ihrem Elfenbeinturm holen, forderten mehr
als nur allgemeine Nachweise ihrer gesellschaftlichen Relevanz ein und plädierten
gar für eine Politisierung der Wissenschaft.38 Die gesellschaftliche Rolle der Uni-
versitäten, ihre Strukturen, die demokratische Mitbestimmung und die Freiheit
der Wissenschaft wurden Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen, an denen
auch Mitglieder und Institute der Max-Planck-Gesellschaft beteiligt waren.39 Mit
der Rezession von 1974/75 verschlechterte sich in der Bundesrepublik zudem die
wirtschaftliche Lage. Es galt, das Wachstum der öffentlichen Ausgaben zu brem-
sen, wobei sich Verteilungskämpfe zwischen den Ressorts verschärften. Ausgaben
für die Wissenschaft, noch dazu für die vermeintlich zweckfreie Grundlagenfor-
schung, bedurften neuer Rechtfertigung.

Butenandts Nachfolger, der Astrophysiker Reimar Lüst, betonte so nach seinem
Amtsantritt 1972 stets die Rechenschaftspflicht der Wissenschaft gegenüber der
Öffentlichkeit.40 Er hob allerdings hervor, dass die Wissenschaft in der Lage sein
müsse, die Bedeutung von Forschungsvorhaben auch ohne die „Krücke“ eines
Bezugs zur gesellschaftlichen Relevanz nachzuweisen. Dies betraf auch den wirt-
schaftlichen Wert der wissenschaftlichen Forschung, die zwar in den Dekaden
zuvor stets erwähnt worden war, unter den Bedingungen rückläufigen Wirtschafts-
wachstums aber stärker in den Vordergrund rückte. Die sozialliberale Bundes-
regierung unter Helmut Schmidt sah in der Forschungs- und Technologiepolitik
ein Instrument der Wirtschafts- und Strukturpolitik und unterstrich den volkswirt-
schaftlichen Nutzen der Forschungsförderung. Wurden staatliche Mittel auf die
Forschung und Entwicklung im Bereich industrieller Schlüssel- und Zukunftstech-
nologien wie der Daten- und Informationstechnik konzentriert, sollte dies dazu
beitragen, den Strukturwandel der Wirtschaft zu bewältigen.41

1975 warnte Lüst deshalb davor, Wissenschaftspolitik und Forschungsför-
derung allein auf wirtschaftliches Wachstum, Export- und Wettbewerbsfähigkeit

38 Vgl. Anne Rohstock, Von der „Ordinarienuniversität“ zur „Revolutionszentrale“? Hochschul-
reform und Hochschulrevolte in Bayern und Hessen 1957–1976, München 2010.

39 Hierzu zählte ganz besonders das 1970 gegründete und von JürgenHabermas und Carl Fried-
rich von Weizsäcker geleitete Max-Planck-Institut zur Erforschung der Lebensbedingungen
der wissenschaftlich-technischen Welt in Starnberg. Vgl. Ariane Leendertz, Die pragmatische
Wende. Die Max-Planck-Gesellschaft und die Sozialwissenschaften 1975–1985, Göttingen
2010; dies., „Finalisierung der Wissenschaft“. Wissenschaftstheorie in den politischen Deu-
tungskämpfender BonnerRepublik, in:Mittelweg 36 22 (2013)H. 4, S. 93–121; zurMitbestim-
mungsdebatte inderMPGJulianeScholz,PartizipationundMitbestimmung inderForschung:
Das Beispiel Max-Planck-Gesellschaft, Berlin 2019; http://gmpg.mpiwg-berlin.mpg.de/
media/cms_page_media/2/GMPG-Preprint_08_Scholz_2019_0M0DXtW.pdf [6.12.2021].

40 Zuerst in der Ansprache des Präsidenten Professor Dr. Reimar Lüst in der Festversammlung
der Max-Planck-Gesellschaft in Münster am 21. Juni 1974, in: Jahrbuch der Max-Planck-Ge-
sellschaft 1974, S. 7–19, hier S. 9; das Folgende nach ebenda, S. 19.

41 Vgl. Martin Lengwiler, Kontinuitäten und Umbrüche in der deutschen Wissenschaftspolitik
(1900–1990), in: Dagmar Simon u. a. (Hrsg.), Handbuch Wissenschaftspolitik, 2., vollständig
bearbeitete Aufl., Wiesbaden 2016, S. 3–19, hier S. 14.
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und die Sicherung von Arbeitsplätzen auszurichten: „Würde man sich darauf be-
schränken [...], so stünden weite Bereiche der Grundlagenforschung, insbesonde-
re auch die Geistes- und Sozialwissenschaften, ohne erkennbaren und greifbaren
Bezug zu diesem ökonomischen Ziel.“42 Lüst fand es verständlich, dass die Politik
auf Wohlstand, Wachstum und Sicherheit ziele und ihre Erwartungen auf den
hierfür mit als Grundlage geltenden wissenschaftlichen und technologischen Fort-
schritt richte. Er sei jedoch überzeugt, dass man Wissenschaftsförderung auf lange
Sicht nicht allein unter diesem Blickwinkel betreiben dürfe:

„Dies würde dem Anspruch einer umfassenden Kulturpolitik, aber vor allem auch
dem eigentlichen Wesen der Wissenschaft widersprechen. Denn alle wahre Wis-
senschaft hat ihren Ursprung in der intellektuellen Neugier des freien menschli-
chen Geistes, in seiner schöpferischen Kraft und seinem Erkenntnisvermögen.
Sie läßt sich diesem Wesen gemäß nicht ausschließlich und unmittelbar in den
Dienst nehmen – oder sie wird, wenn sie es tut oder wo sie es getan hat, sehr bald
den Anspruch der Wissenschaftlichkeit aufgeben müssen.“

Diese Mahnung an die Adresse des Bundesministeriums für Forschung und Tech-
nologie scheint erhebliche Resonanz gehabt zu haben, denn in der Festrede des
Folgejahrs dankte Lüst explizit dem anwesenden Parlamentarischen Staatssekretär
Volker Hauff (SPD): Es sei zu begrüßen, dass auch im politischen Raum Grund-
lagenforschung nicht ausschließlich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten gese-
hen werde.43 Die MPG-Präsidenten nutzten das institutionalisierte Forum der Fest-
versammlung auch für das öffentlich vorgeführte Zwiegesprächmit den geladenen
Politikern. Darin kam das dynamische und außerdem vertraute Verhältnis zwi-
schen Wissenschaft und Staat zum Ausdruck, das von der Gründung der Bundes-
republik bis heute Bestand hat. Die Akteure kannten einander oft seit vielen Jah-
ren, da sie sich regelmäßig in den verschiedenen Schnittstellengremien, Räten
und Kommissionen und – als ständige Gäste – in den Leitungsgremien der Wissen-
schaftsorganisationen trafen.44 Politische Forderungen aus den Ministerien wur-
den in der MPG ebenso aufgegriffen und zurückgespielt wie umgekehrt. Wiede-
rum in Anlehnung an Bourdieu können wir die Wissenschaftspolitik als ein Feld
verstehen, in dem verschiedene staatliche und nichtstaatliche Akteure – Politiker
und Politikerinnen, Regierungsmitglieder, die staatliche Bürokratie, gesellschaft-
liche Interessengruppen und die Präsidenten der MPG und anderer wissenschaft-

42 Ansprache des Präsidenten Professor Reimar Lüst in der Festversammlung der Max-Planck-
Gesellschaft in Hamburg am 20. Juni 1975, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1975, S. 9–
19, hier S. 17; das folgende Zitat findet sich ebenda.

43 Vgl. Ansprache des Präsidenten Professor Reimar Lüst in der Festversammlung der Max-
Planck-Gesellschaft in Stuttgart am 25. Juni 1976, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1976,
S. 7–18, hier S. 18.

44 So war das Wissenschaftssystem der Bundesrepublik stets von einem hohen formalen Ver-
flechtungsgrad zwischen staatlichen und wissenschaftlichen Akteuren geprägt. Vgl. Andreas
Stucke, Staatliche Akteure der Wissenschaftspolitik, in: Simon u. a. (Hrsg.), Handbuch Wis-
senschaftspolitik, S. 485–501.
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licher Einrichtungen – um Definitions-, Gestaltungs- und Regelungsmacht sowie
die Verteilung finanzieller Ressourcen rangen.

Das Wesen der Wissenschaft lag für Lüst also in der auf geistiger Freiheit und
intellektueller Neugier beruhenden Erkenntnissuche. Den autonomen Pol der
Wissenschaft charakterisierte er damit ähnlich wie sein Vorgänger Butenandt. An
erster Stelle legitimierte sich dieMPG so über die Qualität ihrer wissenschaftlichen
Arbeit, bahnbrechende Entdeckungen und herausragende Leistungen in den von
ihr abgedeckten Forschungsfeldern, deren Darstellung in den Reden stets erheb-
lichen Raum einnahm. Auch Lüsts Nachfolger Heinz Staab unterstrich in den
1980er Jahren den grundsätzlichen zivilisatorischen Wert der Grundlagenfor-
schung. Gleichzeitig bemühte er sich wesentlich deutlicher als seine Vorgänger,
den technologischen Mehrwert der Grundlagenforschung zu bestimmen. Viele
technologische Entwicklungen ließen sich laut Staab auf Grundlagenforschung zu-
rückführen; die Forscher hätten dabei aber nur in den seltensten Fällen an prakti-
sche Konsequenzen gedacht. Die Motive hinter ihren Untersuchungen seien viel-
mehr die intellektuelle Neugier und offene Fragen gewesen, die wiederum zu
neuen Fragen, neuen Experimenten und neuen Antworten geführt hätten. Auf
diese Weise, so erklärte Staab die spezifische Dynamik wissenschaftlicher Erkennt-
nisprozesse, bewege sich die Forschung in unvorhergesehener und überraschen-
der Weise und zeige immer wieder, dass fundamentale Entdeckungen und wissen-
schaftliche Ergebnisse nicht planbar seien.45 Staab bezog sich damit auf das
Problem, dass sich die staatlichen Geldgeber in Zeiten knapper Kassen Aussagen
über die Erfolgsaussichten und die zu erwartenden Ergebnisse und Anwendungs-
möglichkeiten von Forschungen wünschten, um ihre finanziellen Mittel möglichst
effizient einsetzen und die Forschungsausgaben politisch rechtfertigen zu können.

Staab konnte in seiner Amtszeit indes weder genaue Voraussagen über For-
schungsergebnisse oder Anwendungspotenziale der Grundlagenforschung ver-
sprechen noch eindeutig die erwünschte ökonomische Effizienz der staatlichen
Forschungsförderung belegen und direkte Zusammenhänge zwischen öffent-
lichen Investitionen und wissenschaftlichen Erträgen beziffern. Der gesellschaftli-
che Nutzen der Grundlagenforschung ließ sich nur indirekt nachweisen: Es stehe
fest, dass die Problemlösungsfähigkeit einer Gesellschaft von ihrer wissenschaftli-
chen Entwicklung abhängig sei und ein hoher Standard der technischen und so-
zialen Entwicklung nicht ohne einen hohen Stand der wissenschaftlichen For-
schung erreicht werden könne.46 Technisch oder ökonomisch verwertbare
Ergebnisse der Grundlagenforschung resultierten Staab zufolge eben nicht aus der
praktischen Nachfrage, sondern aus der Offenheit der wissenschaftlichen Fra-
gestellungen und Methoden und der Eigendynamik des Forschungsprozesses.
Dies entsprach dem Standardnarrativ im arbeitsteiligen Modell zwischen Grund-
lagenforschung und angewandter Forschung, das sich nach 1945 etabliert hatte.

45 Vgl. Heinz A. Staab, Intellektuelle Neugier als Quelle der Forschung. Ansprache des Präsiden-
ten Prof. Dr. Dr. Heinz A. Staab bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am
10. Juni 1988 in Heidelberg, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1988, S. 15–22, hier S. 21.

46 Vgl. ebenda, S. 22.
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Die Grundlagenforschung erzeugte die Basis für technologische Innovationen
demnach nicht aufgrund externer Nachfrage, sondern brachte sie als Beiprodukt
der freien Erkenntnissuche automatisch mit hervor.47 Wiederum markierte die
MPG damit ihre wissenschaftliche Autonomie gegenüber industriepolitischen Be-
gehrlichkeiten.

Die Autonomie der Forschung gegenüber Staat und Gesellschaft war denn auch
ein Leitmotiv der Präsidentschaft des Juristen Hans Zacher zwischen 1990 und
1996.48 Nachdrücklich warnte Zacher vor der „Gefahr“, die der Grundlagenfor-
schung in Gestalt von Forderungen nach Produktnähe und industriepolitisch de-
finierten Forschungszielen erwachse. In allen großen Industrienationen in Europa
und Amerika bestehe die Tendenz, Forschung einseitig auf industrielle Ziele hin
zu konzentrieren und in „politisch-gesellschaftlich abgesprochene Programme“
einzubinden. „Und überall heißt es, nur so könne der Wettbewerb mit Japan ge-
wonnen werden.“49 Darin spiegelte sich der Einfluss des wirtschaftlichen Globali-
sierungsdiskurses, der nach dem Ende des Kalten Kriegs länderübergreifend
politische und öffentliche Debatten zu beherrschen begann.50 In der US-amerika-
nischen Forschungs- und Technologiepolitik hatten die ökonomische Wett-
bewerbsfähigkeit und die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Hightech-Industrie
schon in den 1980er Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen.51 In der Bun-
desrepublik stießen Wirtschaftsverbände wie der Zentralverband der Elektrotech-
nik- und Elektronikindustrie und der Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) kurz nach der Wiedervereinigung eine Debatte über eine „neue Industrie-
politik“ an und forderten Umschichtungen sowie mehr Mitsprache in der For-
schungs- und Technologiepolitik. Da die Grundlagenforschung mittlerweile
durch „starke Marktferne“ gekennzeichnet sei und ihre Ergebnisse für die Indus-

47 Dieses Narrativ wird auch als lineares Modell der Innovation bezeichnet und mit dem ame-
rikanischen Ingenieur und Wissenschaftsmanager Vannevar Bush assoziiert. Vgl. Benoît Go-
din, The Linear Model of Innovation: The Historical Construction of an Analytical Frame-
work, in: Science, Technology & Human Values 31 (2006), S. 639–667, und Schauz, Basic
Research, S. 305 f.

48 Programmatisch: Herausforderungen an die Forschung. Ansprache des Präsidenten Prof.
Dr. Hans F. Zacher bei der Festversammlung derMax-Planck-Gesellschaft am 22. Juni 1990 in
Lübeck, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1990, S. 28–35.

49 Herausforderungen und Antworten. Ansprache des Präsidenten Prof. Dr. Hans F. Zacher bei
der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 18. Juni 1993 in Trier, in: Max-Planck-
Gesellschaft Jahrbuch 1993, S. 13–21, hier S. 20.

50 Vgl. dazu grundlegend Olaf Bach, Die Erfindung der Globalisierung. Entstehung und Wan-
del eines zeitgeschichtlichen Grundbegriffs, Frankfurt a. M. 2013.

51 Vgl. Sheila Slaughter/Gary Rhoades, From „Endless Frontier“ to „Basic Science for Use“: So-
cial Contracts Between Science and Society, in: Science, Technology & Human Values 30
(2005), S. 536–572; Richard Lehne, Die neue Technologiepolitik und die Clinton Adminis-
tration, in: Renate Martinsen/Georg Simonis (Hrsg.), Paradigmenwechsel in der Technolo-
giepolitik?, Opladen 1995, S. 121–135, und Sheila Slaughter/Gary Rhoades, The Emergence
of a Competitiveness Research and Development Policy Coalition and the Commercialization
of Academic Science and Technology, in: Science, Technology & Human Values 21 (1996),
S. 303–339.
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trie „kaum noch brauchbar“ seien, sollte das Bundesministerium für Forschung
und Technologie nach Vorstellung des BDI Mittel in die angewandte Forschung
und die Entwicklung industrieller Schlüsseltechnologien verlagern.52

Dass sich der Wind in der Forschungspolitik Mitte der 1990er Jahre drehte, ver-
deutlichte ein Positionspapier des CDU-geführten Bundesministeriums für For-
schung und Technologie (BMFT): Forschungsfelder dürften nicht wie „Erbhöfe“
behandelt werden, sondern die Wissenschaft solle sich „agil, dynamisch und flexi-
bel im Wettbewerb um Förderung engagieren“.53 Das Ministerium wolle die Vo-
raussetzungen für „mehr Wettbewerb“, „mehr Beweglichkeit“ und „mehr Eigenini-
tiative“ schaffen; anstelle der Dauerförderung sollten die „Belohnung von Erfolg“
und die „Belohnung von Beweglichkeit und Ideen“ treten. Gleichzeitig wollte das
Ministerium ein besonderes Augenmerk auf die „Effizienz“ der Grundlagenfor-
schung legen. Gemeint war damit ihre technologische und marktförmige Verwert-
barkeit: „Deutsche Spitzenleistungen in der Grundlagenforschung solltenmehr als
bisher zu einem technologischen Vorsprung führen, der in Wettbewerbsvorteile
auf Märkten umzusetzen ist. Hierin sieht das BMFT ein wesentliches Kriterium für
Effizienz.“ Die „anwendungsrelevante“ und „zielgerichtete“ Forschung sollte des-
halb vorrangig gefördert werden.

Vor diesem Hintergrund warnte MPG-Präsident Zacher davor, die Forschung
auf ihren wirtschaftlichen Nutzen zu reduzieren. Die Lösung wissenschaftlicher
Probleme könne zur Lösung gesellschaftlicher Probleme beitragen, doch dürfe
aus der wissenschaftlichen Problemlösungsschuld keine gesellschaftliche oder
politische Problemlösungsschuld abgeleitet werden. „Verantwortungen zu ver-
wischen, ist immer ein Schaden.“54 Für Zacher war es somit wichtig, klare Grenzen
zu ziehen und dieWissenschaft nicht mit wissenschaftsexternen Zielsetzungen und
Funktionen in Beschlag zu nehmen. Gleichzeitig kündigte sich in seiner Amtszeit
das bald so übermächtig werdende Motiv eines sich ständig verschärfenden Wett-
bewerbs von Nationen und Wirtschaftsräumen in einer zunehmend globalisierten
Welt an.55 Wie in der breiteren öffentlichen Debatte der Jahre um die Jahrtausend-
wende56 waren die Globalisierung, der internationale Wettbewerb sowie die Plat-

52 Zit. nach Hugo Reister, Paradigmenwechsel? Entwicklungen und Kontroversen zur deut-
schen Technologiepolitik in den 90er Jahren, in: Martinsen/Simonis (Hrsg.), Paradigmen-
wechsel in der Technologiepolitik, S. 97–119, hier S. 104.

53 Perspektiven der Forschungs- und Technologiepolitik in Deutschland. Ziele und Maßnah-
men des Bundesministers für Forschung und Technologie, 15. Juli 1993, hrsg. vom Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie, Bonn 1993, S. 1, die folgenden Zitate finden
sich ebenda, S. 2 und S. 8.

54 Forschung in der Krise der Gesellschaft. Ansprache des Präsidenten Prof. Dr. Hans F. Zacher
bei der Festversammlung derMax-Planck-Gesellschaft am 10. Juni 1994 in Göttingen, in:Max-
Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1994, S. 13–24, hier S. 20.

55 Vgl. Rückblick auf sechs bewegte Jahre. Ansprache des Präsidenten Prof. Dr. Hans F. Zacher
bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 21. Juni 1996 in Saarbrücken, in:
Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1996, S. 13–26.

56 Vgl. Jan Eckel, Politik der Globalisierung. Clinton, Blair, Schröder und die Neuerfindung der
Welt in den 1990er und 2000er Jahren, in: VfZ 68 (2020), S. 451–480.
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zierung Deutschlands und der MPG im weltweiten Vergleich von nun an feste To-
poi jeder Präsidentenrede.

IV. Wissenschaft als Grundlage von Innovation undWirtschaftswachstum

Bereits in den 1980er Jahren war in der Bundesrepublik darüber diskutiert wor-
den, wie man die Leistungsfähigkeit und Effizienz der chronisch unterfinanzierten
Universitäten erhöhen könnte. Dem Vorsitzenden der Wissenschaftlichen Kom-
mission des Wissenschaftsrats Peter Graf Kielmansegg und dem Vizepräsidenten
der DFG Hubert Markl galt eine Stärkung des Wettbewerbs zwischen den Hoch-
schulen als Voraussetzung dafür, wissenschaftliche Spitzenleistungen zu erzielen
und die vielbeschworenen „klügsten Köpfe“ in Deutschland bestmöglich zu för-
dern.57 Evaluationen, indikatorenbasierte Qualitäts- und Effizienzkontrollen, leis-
tungsorientierte finanzielle Zuweisungen, ein Wettbewerb um öffentliche Mittel
und Studierende, markt- und betriebswirtschaftliche Steuerung, strategisches Ma-
nagement, Qualitätssicherung und Controlling, die Flexibilisierung der Haushalte
und eine engere Verflechtung mit der freienWirtschaft in neuen Gremien wie den
Hochschulräten erschienen einflussreichen Akteuren wie dem Wissenschaftsrat,
der Hochschulrektorenkonferenz, Politikern, dem Stifterverband für die Deut-
sche Wissenschaft, dem Centrum für Hochschulentwicklung der Bertelsmann Stif-
tung und dem Institut der DeutschenWirtschaft in den 1990er Jahren als geeignet,
die Strukturen der Hochschulen grundlegend zu reformieren.58

Als Vizepräsident (1977–1983) und Präsident (1986–1991) der DFG hatte der
Verhaltensbiologe und Zoologe Hubert Markl bereits vor seinem Amtsantritt in
der MPG zu den Reformern und Modernisierern im deutschen Wissenschaftssys-
tem gehört. Hatten die Präsidenten der MPG die wissenschaftliche Grundlagen-
forschung seit Butenandt explizit von wirtschaftspolitischen Forderungen abge-
grenzt, so erfolgte jetzt in vielerlei Weise eine Öffnung der MPG gegenüber der
Ökonomie. Neben einer Intensivierung vonWettbewerbsorientierungen breiteten
sich in der wissenschaftspolitischen Kommunikation ökonomische Leitbegriffe
und Schlagworte, ökonomisch determinierte Narrative sowie Verweise auf wirt-
schaftspolitische Zielsetzungen aus. Um die Relevanz der Grundlagenforschung zu
untermauern, bedienten sich die Präsidenten bei den Wirtschaftswissenschaften.
Der langfristige ökonomische Nutzen der Grundlagenforschung avancierte zu ei-

57 Vgl. Alexander Mayer, Universitäten im Wettbewerb. Deutschland von den 1980er Jahren bis
zur Exzellenzinitiative, Stuttgart 2019, S. 260–263 (das Zitat findet sich auf S. 260); Olaf Bartz,
Der Wissenschaftsrat. Entwicklungslinien der Wissenschaftspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland 1957–2007, Stuttgart 2007, S. 132–141, und Margit Szöllösi-Janze, „Eine Art pole
position im Kampf um die Futtertröge“ – Thesen zum Wettbewerb zwischen Universitäten im
19. und 20. Jahrhundert, in: Ralph Jessen (Hrsg.), Konkurrenz in der Geschichte. Praktiken –

Werte – Institutionalisierungen, Frankfurt a. M. 2014, S. 317–351, hier S. 332–334.
58 Vgl. Mayer, Universitäten im Wettbewerb, S. 119–142; Bartz, Wissenschaftsrat, S. 184–189,

und Christine Burtscheidt, Humboldts falsche Erben. Eine Bilanz der deutschen Hochschul-
reform, Frankfurt a. M. 2010, S. 7–16.
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nem zentralen Motiv in der gesellschaftlichen und politischen Legitimation der
Wissenschaftsförderung.

Mit Verweis auf eine Rede des Bundespräsidenten Roman Herzog auf einem
Management-Symposium in der Schweiz bildeten die Globalisierung und der glo-
bale Wettbewerb den Anlass für eine breit angelegte Internationalisierung,59 wel-
che die MPG unter Markls Führung von nun an sowohl auf der Ebene der For-
schungskooperationen und beim Wissenschaftleraustausch als auch bei der
Rekrutierung ihres wissenschaftlichen Personals verfolgen wollte.60 Vor allem bei
der Berufung von Institutsdirektoren sahMarkl die MPG einem verschärften inter-
nationalen „Wettbewerb“ ausgesetzt. So sei „im Zuge wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Globalisierungsprozesse [...] ein harter internationaler Wettbewerb
um die weltweit besten Spitzenforscher spürbar entbrannt“. Die MPG habe in die-
ser Situation

„höchst bedauerliche Rufabsagen hinnehmen müssen, da nicht mehr die notwen-
digen, voll wettbewerbsfähigen Bedingungen angeboten werden konnten. Es lie-
gen deutliche Anzeichen vor, dass der Wettbewerbsdruck bei der Rekrutierung
herausragender Forscherpersönlichkeiten weiter zunimmt. Dies gilt genau so für
die Abwendung von Rufen, die an Wissenschaftliche Mitglieder der MPG er-
gehen. Auf längere Sicht betrachtet droht hierdurch eine Gefährdung gerade der
Spitzenforschung in Deutschland.“61

Vorgetragen im Duktus des Niedergangs- und Katastrophendiskurses, dienten die
Verweise auf den verschärften Wettbewerb als argumentativer Hebel gegenüber
den politischen Entscheidungsträgern, die Forschungsfinanzierung auszubauen.
Da sich die USA und Japan verstärkt in der Grundlagenforschung engagieren wür-
den, müsse man gegenüber Bund und Ländern immer wieder mit Nachdruck
deutlich machen, dass sich der Wettbewerb ständig verschärfe und alles getan wer-
den müsse, um konkurrenzfähig zu bleiben.62 Dem Besoldungswettbewerb, der
sich den Unterlagen zufolge allerdings auf die Schweiz und die USA beschränkte,
wollte die MPG – die deshalb auch die Einführung der W-Besoldung ausdrücklich
unterstützte – durch eine Erhöhung von Gehältern, Zulagen und Ausstattung be-
gegnen. Außerdem leitete die MPG-Spitze aus der Diagnose des verschärften Wett-

59 Vgl. Ansprache von Bundespräsident Roman Herzog anlässlich des 27. Management Sympo-
siums „Globaler Wettbewerb, globale Werte, globale Verantwortung –Neue Herausforderun-
gen für die Politik“, St. Gallen, 28.5.1997; www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/
DE/Roman-Herzog/Reden/1997/05/19970528_Rede.html [27.11.2021].

60 Vgl. Aspekte der Forschungspolitik und Forschungsplanung. Die Max-Planck-Gesellschaft
und die internationale Ausrichtung, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1997, S. 37–47, der
Verweis auf Herzog findet sich auf S. 37.

61 Archiv der MPG, II. Abt., Rep. 60, 149. SP/4, 25.6.1998, Berufungspolitik der Max-Planck-
Gesellschaft im internationalen Wettbewerb, Bericht und Erläuterungen, Materialien für die
Sitzung des Senats am 25.6.1998, S. 2.

62 Archiv der MPG, II. Abt., Rep. 60, 149. SP/1, 25.6.1998, Niederschrift über die 149. Sitzung
des Senats am 25.6.1998, S. 6.
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bewerbs Handlungsimperative für die Organisation ab: Die voranschreitende In-
ternationalisierung und Globalisierung erfordere den aktiven Einsatz neuer Strate-
gien, denn dieMPGmüsse sich in einer durch Globalisierung stets kleiner werden-
den Welt immer wieder neu platzieren.63

In den Reden des Präsidenten spiegelte sich zugleich der Aufstieg des von Mil-
ton Friedman, Friedrich August von Hayek und anderen geprägten neoliberalen,
das heißt insbesondere marktradikalen Ideenkonglomerats in der Bundesrepublik
der 1990er Jahre. Mit Verweis auf das 1981 erschienene Buch „The Ultimate Re-
source“ des ultra-libertären US-Ökonomen Julian Simon64 verschmolz Markl Denk-
figuren der neoliberalen Humankapitaltheorie, eines katastrophischen Bevölke-
rungsdiskurses und das damals besonders von der Organisation for Economic Co-
operation and Development (OECD) und der Europäischen Union (EU) verbreitete
Leitbild der wissensbasierten Ökonomie, um die öffentlichen Ausgaben für die
Grundlagenforschung zu begründen. Die gesellschaftliche Bedeutung der Wissen-
schaft beschrieb Markl nun mit ökonomischen Analogien und Begriffen. Wissen
zähle zu den wertbeständigsten Zuwächsen geistigen Reichtums und bilde den
„Kapitalstock“ unserer Kultur, von dessen Erträgen wir leben.65 „Menschenressour-
cen“ seien die einzige Quelle des Reichtums einer Nation, während alle anderen
Formen nichts wert seien, wenn sie nicht durch „geistiges Realkapital“ zum Leben
erweckt würden. Auch die an Geist und Geld reichen Nationen seien „eigentlich
schon auf dem Weg in die Armut, wenn es ihnen an kreativen und produktiven
Menschen mangelt, die für die ständige geistige Erneuerung genauso sorgen müs-
sen wie für die Reproduktion des Sach- und Geldkapitals, so wie jede biologische
Population zumUntergang verdammt ist, die nicht für ihre biologische Reproduk-
tion zu sorgen vermag“.66

Dies spiegelte öffentliche Diskussionen der 1980er und 1990er Jahre, die um
einen Rückgang der Geburtenrate, eine Stagnation der Bevölkerungszahl und ei-
ne drohende Überalterung der Gesellschaft kreisten.67 Aus der Sicht von Markl
waren die MPG und die Bundesrepublik deshalb darauf angewiesen, die besten

63 Vgl. Aspekte der Forschungspolitik und Forschungsplanung, S. 40.
64 Simon entstammte der neoliberalen Schule um Milton Friedman, inspirierte Berater Ronald

Reagans zur Erfindung der „supply-side demographics“, was auf eine bessere Ausnutzung von
Bevölkerungsressourcen abzielte, bestritt die „Grenzen des Wachstums“ und war Senior Fel-
low am libertären Cato Institute, das sich seit seiner Gründung der Privatisierung und De-
regulierung der Wirtschaft verschrieben hatte. Vgl. Stephen Moore, Julian Simon Remem-
bered: It’s a Wonderful Life, in: Cato Policy Report 20 (1998) Nr. 2, S. 1 und S. 12 f.

65 Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Innovation und Evaluation. Ansprache des Prä-
sidenten Prof. Dr. Hubert Markl bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am
4. Juni 1997 in Bremen, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1997, S. 13–36, hier S. 15.

66 Die Grenzenlosigkeit der Wissenschaften und die Knappheit der Talente. Ansprache des Prä-
sidenten Prof. Dr. Hubert Markl bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in
München am 9. Juni 2000, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 2000, S. 11–35, hier S. 15.

67 Vgl. Andreas Wirsching, Abschied vom Provisorium. 1982–1990, München 2006, insbesonde-
re S. 289–296, und Thomas Etzemüller, Ein ewigwährender Untergang. Der apokalyptische
Bevölkerungsdiskurs im 20. Jahrhundert, Bielefeld 2007, S. 141–151. Die öffentliche Pro-
minenz des Themas Demografie dürfte dazu beigetragen haben, dass die MPG 1996 im Zuge
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Talente und Spitzenkräfte an sich zu binden und zu fördern. Gesellschaft und
Wirtschaft benötigten die Fähigkeit zu wertschöpfender Innovation, lautete ein
Grundsatz Markls. Wettbewerbserfolg setze den Willen und die Fähigkeit voraus,
mit eigenständigen Wissensfortschritten und Problemlösungen voranzugehen.
Das Streben der MPG nach Spitzenleistungen trage deshalb dazu bei, Gesellschaft
und Wirtschaft in Deutschland innovationsfähig zu halten; die Forschung der
MPG erbringe Leistungen, aus denen sich praktischer wirtschaftlicher Nutzen er-
gebe.68 Die MPG funktionierte also gewissermaßen als Sammelstelle und Veredler
des dringend benötigten Humankapitals in Deutschland.

V. Quantitative Nachweise ökonomischer Effizienz und das Mantra der
Wettbewerbsfähigkeit

Vor diesem Hintergrund bemühte sich die MPG nun auch, die Qualität ihres wis-
senschaftlichen Outputs zu quantifizieren und damit die Kosteneffizienz ihrer öf-
fentlichen Förderung herauszustellen. Markl war der erste MPG-Präsident, der in
seinen Reden ausgiebig auf bibliometrische Indikatoren und Rankings verwies.
Zuerst war das die 1997 in der renommierten Zeitschrift Science publizierte Rang-
liste des Zoologen Robert May, damals wissenschaftlicher Chefberater der Regie-
rung des Vereinigten Königreichs (1995–2000) und späterer Präsident der Royal
Society (2000–2005).69 An diesem frühen Beispiel lassen sich Logiken und Funktio-
nen von Bibliometrie und Rankings exemplarisch illustrieren. Quantifizierung
und Bibliometrie sind wohlgemerkt nicht automatisch mit Ökonomisierung
gleichzusetzen – entscheidend ist vielmehr, welche Rolle hierbei monetäre Kosten-
und Ertragsrechnungen sowie das Kriterium der Output-Effizienz spielen.

Die erste Spalte von Mays Übersicht zeigte eine Länderrangliste bezogen auf
ihren quantitativen Anteil an wissenschaftlichen Publikationen in ausgewählten
Feldern; die zweite Spalte stellte bezogen hierauf den Anteil an Zitationen dar, die
dritte den sogenannten Relative Citation Impact (RCI), das heißt die Zitationen ge-
teilt durch die Publikationen, was den Zitationsimpact widerspiegeln sollte. Die
letzten drei Spalten widmeten sich der Kosteneffizienz und sollten darstellen, wie-
viel Ertrag an Zitationen pro Millionen Pfund an Fördermitteln das jeweilige na-
tionale Forschungs- und Wissenschaftssystem erwirtschaftete.

der Expansion in den neuen Bundesländern in Rostock das Max-Planck-Institut für demogra-
fische Forschung gründete.

68 Vgl. Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Innovation und Evaluation, S. 15 f.
69 Vgl. Robert M. May, The Scientific Wealth of Nations, in: Science 275 (1997), S. 793–796; die

im Folgenden leicht modifiziert wiedergegebene Tabelle findet sich auf S. 793.
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The world’s top countries, ranked by their share of the world’s papers in science, medicine,

and engineering. The table also shows citation shares, RCI, expenditure on R&D, and a measure of cost-

effectiveness: citations per unit of government expenditure on R&D in G7 countries (in boldface). Citation

values are for the yearly average for the period from 1981 to 1984; expenditures are in £million and for 1991.

Data for % GDP spent on R&D are for 1994, except for 1993 for Netherlands, Denmark, and Sweden and

1992 for Australia and Switzerland.

Country Abbr. Share of

papers

Share of

citations

RCI

(rank)

GDP spent

on R&D

Citations per

£million

Total Civil

United States US 34.6 % 49.0 % 1.42 (1) 2.5 % 60.0 148.7

United Kingdom UK 8.0 9.1 1.14 (5) 2.2 93.2 168.2

Japan JP 7.3 5.7 0.78 (18) 2.9 43.5 46.1

Germany GE 7.0 6.0 0.86 (15) 2.3 34.7 39.0

France FR 5.2 4.5 0.87 (14) 2.4 25.2 39.4

Canada CA 4.5 4.5 1.00 (7) 1.6 113.7 121.4

Italy IT 2.7 2.1 0.75 (19) 1.2 22.5 24.4

India IN 2.4 0.7 0.27 (66) 0.7

Australia AU 2.1 2.1 0.97 (8) 1.6

Netherlands NE 2.0 2.2 1.10 (6) 1.9

Sweden SE 1.7 2.1 1.24 (3) 3.3

Switzerland SW 1.4 1.9 1.37 (2) 2.7

P.R. China PR 0.9 0.3 0.27 (65) 0.5

Denmark DE 0.8 1.0 1.16 (4) 1.8

Finland FN 0.7 0.6 0.9 (12) 2.4

Entscheidend war daran nicht, wie korrekt oder sinnvoll die Berechnungsmetho-
den waren,70 sondern welche Schlussfolgerungen wissenschaftliche und politische
Akteure aus derartigen Tableaus zogen. So lautete Markls Interpretation:

„Der respektable 4. Platz nach absolutem Anteil natur- und biowissenschaftlicher
Publikationen für Deutschland wird dort in zweifelsfreier Weise durchaus beden-
kenerregend relativiert: Weder was die durch Zitationen nachweisbare Wirksam-
keit der deutschen Beiträge betrifft, noch was solchen Ertrag, bezogen auf die
Einwohnerzahl oder pro angewandte Mittel angeht, landet Deutschland auf
einem der vorderen Plätze. Dies muss uns selbstkritisch prüfen lassen, wie unser

70 Diese Frage konstituiert ein eigenes Forschungsfeld. Für einige Grundprobleme von Re-
search and Development (R&D)-Daten und Indikatoren vgl. Keith Smith, Measuring Innova-
tion, in: Jan Fagerberg/David C. Mowery/Richard R. Nelson (Hrsg.), TheOxfordHandbook
of Innovation, Oxford 2005, S. 148–177.
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gesamtes öffentlich finanziertes Forschungssystem wirkungsvoller optimiert wer-
den kann.“71

Diese quantitativen Nachweise dienten also zum einen als politischer Hebel, die
Wirksamkeit und das Volumen der Forschungsförderung in Deutschland zu über-
prüfen. Statt 3,9 Prozent Haushaltszuwachs wünschte sich Markl 1998 lieber fünf
oder mehr Prozent – wolle man, dass Deutschland in der Forschungsförderung
von Platz 9 der OECD-Statistik nach vorne rücke.72 Zum anderen nutzte die MPG
derartige Ranglisten, um sich gegenüber der Politik mit eigenen Berechnungen
positiv vom nationalen Durchschnitt abzuheben. So wies Markl darauf hin, dass
May nicht zwischen den Universitäten und der Max-Planck-Gesellschaft differen-
ziert habe, „vorläufige Untersuchungen“ aber zeigten, dass die Institute der MPG
„besonders gut abschneiden würden“.73 Im innerdeutschen Konkurrenzkampf um
die öffentliche Forschungsfinanzierung ging es darum, die Leistungsfähigkeit der
eigenen Einrichtung hinreichend deutlich herauszustellen.74

Hatte sich die MPG bis dahin auf den quantitativen Publikationsoutput konzen-
triert, um die wissenschaftlichen Leistungen ihrer Institute zu unterstreichen,75

wartete sie vom Jahr 2000 an mit eigenen Berechnungen auf, die außerdem die
Qualität und die Reichweite der Publikationen abzubilden versprachen: Auf die
MPG würden weniger als fünf Prozent der öffentlichen Forschungsausgaben ent-
fallen, doch gingen aus ihr zehn Prozent aller wissenschaftlichen Publikationen
aus Deutschland hervor und sogar rund 30 Prozent aller Veröffentlichungen aus
Deutschland in Science sowie 40 Prozent in Nature.76 Anders formuliert: Diese an
betriebswirtschaftliche Praktiken angelehnte Kosten-Leistungs-Übersicht sollte zei-
gen, dass die öffentlichen Zuwendungen für die MPG besonders hochwertige wis-
senschaftliche Erträge erzielten und deshalb ökonomisch besonders effizient und
politisch gerechtfertigt waren.

Die Verweise auf die OECD spiegelten deren wirtschaftspolitisch motivierten
Einfluss auf die Bildungs- und Wissenschaftspolitik in der Bundesrepublik wider.
In den von der OECD verbreiteten wissenschaftspolitischen Leitbildern der „wis-
sensbasierten Ökonomie“77 und der „nationalen Innovationssysteme“ war die wirt-

71 Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Innovation und Evaluation, S. 22.
72 Vgl. Forschung an den Grenzen des Wissens. Ansprache des Präsidenten Prof. Dr. Hubert

Markl bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 26. Juni 1998 in Weimar, in:
Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1998, S. 11–31, hier S. 14.

73 Grenzenlosigkeit der Wissenschaften und die Knappheit der Talente, S. 23.
74 Vgl. Szöllösi-Janze, Archäologie des Wettbewerbs, S. 254–257.
75 Vgl. etwa Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Innovation und Evaluation, S. 13, und

Forschung an den Grenzen des Wissens, S. 12.
76 Vgl. Grenzenlosigkeit der Wissenschaften und die Knappheit der Talente, S. 28. Die Zeit-

schriften „Science“ und „Nature“ sind die renommiertesten Fachorgane in den Naturwissen-
schaften.

77 Zur Einordnung vgl. Benoît Godin, The Knowledge-Based Economy: Conceptual Framework
or Buzzword?, in: Journal of Technology Transfer 31 (2006), S. 17–30. Schon seit ihrer Grün-
dung in den 1960er Jahren hatte die OECDWissenschaftspolitik im Licht ökonomischer Ziel-
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schaftliche Wettbewerbsfähigkeit ebenso zentrale Leitgröße wie die von Markl zu-
grunde gelegten humankapitaltheoretischen Annahmen, denen zufolge jede nun
nicht mehr industrielle, sondern wissensbasierte Volkswirtschaft darauf angewie-
sen war, dass sie auf hervorragend qualifizierte „Humanressourcen“ zurückgreifen
konnte.78 Da deren hohe Qualifikation nicht nur von der Bildung, sondern auch
vom angeborenen Talent abhing, Talent jedoch in dieser Sichtweise als weltweit
„knappe Ressource“ galt, befanden sich Länder und Unternehmen in einem glo-
balen Wettbewerb, der umso schärfer wurde, je mehr Konkurrenten um diese Res-
source rangen.

Parallel hierzu intensivierte sich in der Bundesrepublik eine öffentliche Diskus-
sion über eine mangelhafte internationale Wettbewerbsfähigkeit des Lands als
Wirtschaftsstandort, die Ende der 1990er Jahre die politische Debatte dominier-
te.79 Für Markl war es unumstritten, dass Deutschland „ein High-Tech-Land“ wer-
den müsse – und dieses brauche ein „High-Tech-Fundament“, denn Deutschland
werde auf Dauer „kein High-Tech-Land mit High-Tech-Produktionsstätten“ sein
können, wenn es nicht „ein Top-Science- und High-Research-Land“ sei.80 Um den
Lebensstandard in Deutschland zu erhalten, müssten „wir“ innovative Produkte
anbieten können, in denen ein hoher Forschungs- und Entwicklungsanteil stecke,
so Markl gegenüber dem Magazin Der Spiegel. Er habe jedoch große Sorge, „ob wir
im globalen wissenschaftlich-technischen Wettbewerb so gut sind, wie wir es sein
müssen, um unseren Lebensstandard zu halten“.81 Die Grundlagenforschung zu
fördern, bedeutete demzufolge gleichzeitig, die wirtschaftliche Wettbewerbsfähig-
keit des Standorts Bundesrepublik und damit den gesellschaftlichen Wohlstand zu
sichern. Markl bemerkte selbst, dass die Wissenschaftspolitik im Ringen um Haus-
haltsmittel nun offenbar einem wirtschaftspolitischen Primat unterlag:

„Die öffentlich finanzierte Forschung kann ihre Unterstützung aus Steuermitteln
ja überhaupt nur dadurch rechtfertigen, daß sie neues Wissen als öffentliches

setzungen konzipiert. Vgl. Bengt-Åke Lundvall/Susana Borrás, Science, Technology, and In-
novation Policy, in: Fagerberg/Mowery/Nelson (Hrsg.), Oxford Handbook of Innovation,
S. 599–631.

78 Zu diesen Logiken und Leitbegriffen vgl. Phillip Brown/Stuart Tannock, Education, Mer-
itocracy and the Global War for Talent, in: Journal of Education Policy 24 (2009), S. 377–392,
insbesondere S. 378 f.

79 Vgl. Wencke Meteling, Internationale Konkurrenz als nationale Bedrohung: Zur politischen
Maxime der „Standortsicherung“ in den neunziger Jahren, in: Jessen (Hrsg.), Konkurrenz in
der Geschichte, S. 289–315, und Wencke Meteling, Nationale Standortsemantiken seit den
1970er-Jahren, in: Ariane Leendertz/Wencke Meteling (Hrsg.), Die neue Wirklichkeit. Se-
mantische Neuvermessungen und Politik seit den 1970er-Jahren, Frankfurt a. M. 2016,
S. 207–241.

80 Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Verpflichtung zur Spitzenleistung. Ansprache des
neuen Präsidenten Hubert Markl bei der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am
21. Juni 1996 in Saarbrücken, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 1996, S. 27–43, hier S. 43.

81 Der Spiegel vom 20.1.1997: „‚Uns fehlt der Gründergeist‘. Hubert Markl, Präsident der Max-
Planck-Gesellschaft, über den Nutzen der Forschung, ihre Gefahren und ihre Gefährdung in
Deutschland“.

256 Ariane Leendertz

VfZ 2/2022



Gemeingut hervorbringt, das damit den Humus bildet, auf dem patentierbare
und privatisierbare wirtschaftliche Entwicklungen zur Erzeugung neuer wett-
bewerbsfähiger Güter und Dienstleistungen möglich werden.“82

Ließ sich die MPG auf diese Argumentation ein und stellte das ökonomisch ver-
wertbare Innovationspotenzial der Grundlagenforschung heraus, konnte das zum
einen genau jene politischen Erwartungen schüren, die Markls Vorgänger bis da-
hin weitgehend zurückgewiesen hatten. Zum anderen förderte dieser Akzent, wie
Reimar Lüst schon 1975 angedeutet hatte, eine Marginalisierung der Geistes- und
Sozialwissenschaften. Überdies wurden die Gratwanderung zwischen dem auto-
nomen Pol und heteronomen Ansprüchen sowie die Behauptung der Unabhän-
gigkeit der Wissenschaft rhetorisch wesentlich heikler: Mehr Wissen und mehr
Können seien die wichtigsten Voraussetzungen erfolgreicher Wettbewerbsfähig-
keit, so Markl 1997. Doch gleichzeitig müssten für die erkenntnissuchende For-
schung andere Maßstäbe gelten: Ihr Wert liege in der Originalität und Zuverlässig-
keit ihrer Ergebnisse und ihrem innovativen Beitrag zum wissenschaftlichen
Verständnis der Welt.83 Neues Wissen – auch das patentier- oder privatisierbare –

sei nur durch kreative Forschung unter dem Risiko des Scheiterns in erkenntnis-
suchender Freiheit zu erlangen.84 Markl war sich somit durchaus bewusst, dass die
Ausrichtung auf wissenschaftsexterne Zielsetzungen wie den wirtschaftlichen Nut-
zen dazu führen konnte, dass die autonomen Bewertungskriterien der Wissen-
schaft von anderen Bewertungsmaßstäben überlagert oder verdrängt werden
konnten. So intensivierte sich in den 1990er Jahren in der MPG eine Diskussion
darüber, ob die Organisation Firmenausgründungen in anwendungsnahen For-
schungsfeldern stärker fördern solle. Markl unterstützte dann den Ausbau der
MPG-eigenen Garching Innovation GmbH.85 Verzeichnete die MPG zwischen
1990 und 1995 sieben Ausgründungen, waren es in der Amtszeit Markls 21.86 Be-
wertete man die Effizienz der Wissenschaft an der Zahl unternehmerischer Aus-
gründungen, war dies ein anderer Maßstab, als sie nach der wissenschaftlichen
Güte der Forschungsergebnisse zu beurteilen.

Zugleich verwies Markl in ganz ähnlicher Diktion wie Wirtschaftsverbände und
Massenmedien auf einen verschärften internationalen Wettbewerb, in dem
Deutschland – sichtbar gemacht in Ranglisten und indikatorenbasierten Tableaus
– „zurückzufallen“ drohte. Mit Rekurs auf den internationalen Wettbewerb forder-
te er „dringend notwendige“ Reformen des Arbeits- und Tarifrechts sowie Ände-
rungen der Befristungsvorschriften in der Wissenschaft und kündigte an, dass die

82 Wissen schaffen, Zukunft gestalten. Ansprache des Präsidenten Hubert Markl bei der Festver-
sammlung derMax-Planck-Gesellschaft in Dortmund am 11. Juni 1999, in: Max-Planck-Gesell-
schaft Jahrbuch 1999, S. 11–29, hier S. 18.

83 Vgl. Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Innovation und Evaluation, S. 18 f.
84 Vgl. Wissen schaffen, Zukunft gestalten, S. 18.
85 Vgl. Balcar, Instrumentenbau, S. 57–68.
86 Das ergibt zumindest die Liste von Max-Planck-Innovation; www.max-planck-innovation.de/

de/technologietransfer/ausgruendungen/ [27.11.2021].
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MPG sich den tarifrechtlichen Regelungen „fortschrittlicher Wirtschaftsbran-
chen“ anschließen könne, „die seit langem gelernt haben, dass die Mitarbeiter in
ihren Betrieben ganz und gar von deren Erfolg im globalen Wettbewerb abhängig
sind und nicht von Vorstellungen, die eher von den Arbeitsbedingungen lokaler
Verwaltungsbehörden des letzten Jahrhunderts geprägt scheinen“.87 1998 führte
die MPG an allen ihren Instituten auf Markls Betreiben eine Obergrenze von
50 Prozent für unbefristete Arbeitsverträge des wissenschaftlichen Personals ein,
um den strategischen Handlungsspielraum der MPG bei Neuberufungen von Di-
rektoren und thematischen Umwidmungen von Instituten zu erhöhen.88 Diese Fle-
xibilisierung durch eine Ausweitung befristeter Arbeitsverhältnisse war eine der
wichtigsten institutionellen Begleiterscheinungen des neuen, unternehmerisch-
strategischen Wettbewerbsdenkens in der MPG.

DieWettbewerbsfähigkeit avancierteumdas Jahr2000zueinerubiquitärenLetzt-
begründungorganisationspolitischerEntscheidungenundwissenschaftspolitischer
Forderungen. Alles hing nach dieser neuenMeistererzählung, die sich zur Jahrtau-
sendwendefest impolitischenDiskursverankerthatte,vonderwirtschaftlichenWett-
bewerbsfähigkeit ab: Die Konkurrenz schlief nie, die Position im Wettbewerb, der
sich stets verschärfte,war immerbedroht, derWohlstand ständig inGefahr.Nurwer
agil, flexibel, dynamisch und leistungsbereit war, konnte sich an der Spitze halten.
Damit sindbereits einigeLeitvokabelnundArgumentationsketten genannt, die zwi-
schen2002und2014dieAmtszeit vonMarklsNachfolgerprägten.

Als derZellbiologePeterGruss 2002dasAmtdesPräsidentenderMax-Planck-Ge-
sellschaft antrat, war er nicht nur ein höchst erfolgreicher und angesehenerWissen-
schaftler, sondern auch als Unternehmer aktiv. Während seiner Tätigkeit im Max-
Planck-Institut fürbiophysikalischeChemie inGöttingenhatte ermitKollegen1997
das Pharmaunternehmen DeveloGen AG gegründet, das Wirkstoffforschung und
-entwicklung betrieb, um wissenschaftliche Entdeckungen in marktfähige medizi-
nischeProduktezuüberführen.89GemeinsammitHerbert Jäcklehatteerdafür1999
denWissenschaftspreis des Stifterverbands für dieDeutscheWissenschaft sowieden
erst seit 1997 vergebenenDeutschenZukunftspreis für Technik und Innovation des
Bundespräsidenten erhalten.90 Gruss verkörperte die boomende Branche der Bio-

87 Grenzenlosigkeit der Wissenschaften und die Knappheit der Talente, S. 25. Markl erwog so-
mit öffentlich einen Ausstieg der MPG aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst.

88 Vgl. Ariane Leendertz, Wissenschaftler auf Zeit: Die Durchsetzung der Personalpolitik der
Befristung in der Max-Planck-Gesellschaft seit den 1970er-Jahren, MPIfG Discussion Paper
20/15 (2020); pure.mpg.de/rest/items/item_3275331_1/component/file_3275332/
content [27.11.2021].

89 2010 wurde das Unternehmen für circa 14 Millionen Euro vom bereits 1993 gegründeten
MPG-Spin-off EVOTEC Biosystems übernommen. Zu diesem Zeitpunkt hatte DeveloGen laut
Information vonMax-Planck-Innovation 30Mitarbeiter; www.max-planck-innovation.de/de/
aktuelles/newsletter/3_2010/evotec_develogen.php [6.1.2018, Link nicht mehr aktiv].

90 Vgl. Molekularbiologische Verfahren für innovative Therapien: Entwicklungsbiologie als Ba-
sis innovativer Therapien zur Behandlung von Krankheiten, in: Deutscher Zukunftspreis:
Preisträger 1999; www.deutscher-zukunftspreis.de/de/team-2-1999 [27.11.2021].
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technologie und einen neuen Typus des unternehmerischen Forschers, der sich als
moderner,weltläufigerWissenschaftsmanagerpräsentierte.

In der politischen Kommunikation der MPG wurden Wirtschaftswachstum und
Wettbewerbsfähigkeit zu Leitgrößen wissenschaftspolitischen Handelns, und Öko-
nomen stiegen zu einer maßgeblichen wissenschaftspolitischen Autorität auf. Der
MPG-Präsident verwies namentlich auf den US-Ökonomen und Nobelpreisträger
Douglass North,91 auf den Ökonomen und Innovationsforscher Erich Staudt,92 der
2001 mit dem populären Buch „Deutschland gehen die Innovatoren aus“ mediale
Aufmerksamkeit erlangte,93 auf den Ökonomen und Nobelpreisträger Robert So-
low sowie auf den Ökonomen Philippe Aghion.94 Der Umgang mit komplexer öko-
nomischer Theorie war dabei relativ freihändig und richtete sich ganz nach dem
Nutzen der wirtschaftswissenschaftlichen Positionen für die politische Kommuni-
kation. Der „hohe, unverzichtbare Wert wissenschaftlicher Innovation für unsere
Gesellschaft, ihre Bedeutung für die Sicherung der Freiheit, des Wohlergehens
und des Wohlstands wird von niemanden bestritten“, so Gruss mit Rekurs auf
Douglass North, den auch schon von Markl zitierten Zoologen Robert May und
den Unternehmer Werner von Siemens.95 Es sei allgemein anerkannt, dass Wissen-
schaft und Forschung Motoren für Innovation und Wohlstand seien. Amerika-
nische Ökonomen hätten errechnet, dass mehr als die Hälfte des Wirtschafts-
wachstums der vergangenen Dekaden und 85 Prozent der Steigerung der Pro-
Kopf-Einkommen aus den Fortschritten in Wissenschaft und Technologie resul-
tierten.96 Gruss unterstrich, dass die Grundlagenforschung eine nachhaltige und
langfristige Förderung benötige, um als „Innovationstreiber“ bahnbrechende
technologische Neuerungen hervorzubringen.97 „Eine nachhaltige Wachstums-

91 Vgl. Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Chancen durch Freiräume. Ansprache des
Präsidenten Prof. Peter Gruss auf der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in Ham-
burg am 6. Juni 2003, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 2003, S. 11–27, hier S. 16.

92 Vgl. Grundlagenforschung als Basis für Innovation. Ansprache des Präsidenten Prof. Peter
Gruss auf der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in Stuttgart am 25. Juni 2004, in:
Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 2004, S. 9–21, hier S. 10.

93 Erich Staudt/Marcus Kottmann, Deutschland gehen die Innovatoren aus. Zukunftsbranchen
ohne Zukunft?, Frankfurt a. M. 2001.

94 Vgl. Die Krise nutzen: Weichen auf Forschung und Innovation stellen! Rede des Präsidenten
Prof. Peter Gruss zur Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 19. Juni 2009 in
Mainz, S. 3 und S. 4; www.mpg.de/12267876/hv-2009-gruss.pdf [27.11.2021].

95 Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Chancen durch Freiräume, S. 16 f.
96 Vgl. Forschung stärken – globale Herausforderungen bewältigen. Rede des Präsidenten Prof.

Peter Gruss auf der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in Frankfurt am Main am
14. Juli 2006, in: Max-Planck-Gesellschaft Jahrbuch 2006, S. 9–22, hier S. 9. Allerdings war das
Verhältnis zwischen Wirtschaftswachstum und R&D-Innovationen keineswegs so eindeutig,
wie Gruss es darstellte. Vgl. Cristiano Antonelli, The Economics of Innovation: From the Clas-
sical Legacies to the Economics of Complexity, in: Economics of Innovation and New Tech-
nology 18 (2009), S. 611–646; Jan Fagerberg, Innovation. AGuide to the Literature, in: Ders./
Mowery/Nelson (Hrsg.), Oxford Handbook of Innovation, S. 1–26.

97 Wissenschaft verändert unsere Welt. Rede des Präsidenten Prof. Peter Gruss zur Festver-
sammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 27. Juni 2008 in Dresden, S. 3; www.mpg.de/
12267976/hv-2008-gruss.pdf [27.11.2021].
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politik, die unseren Wohlstand mittel- und langfristig sichert, muss deutlich mehr
auf Innovationen setzen als bisher“, um „Lösungen und Durchbrüche“ wie etwa
das Global Positioning System (GPS) zu ermöglichen.98 Dass Ausgaben für Wissen-
schaft und Forschung „echte Investitionen“ seien, die „hohe Renditen verspre-
chen“, meinte Gruss nicht nur metaphorisch.

VI. Homologie zwischen Wissenschaft und Politik

Gruss schrieb die von Markl etablierte Argumentationskette in der öffentlichen
Legitimation der Grundlagenforschung fort: Grundlagenforschung erzeugt wis-
senschaftlichen Fortschritt und damit Innovation, was wiederum die wirtschaft-
liche Wettbewerbsfähigkeit erhöht und dadurch den Wohlstand und die Rolle
Deutschlands in der Welt sichert. Der gesellschaftliche Wert der Wissenschaft
wurde mit ökonomischer Terminologie bestimmt und die Wirtschaft in der öffent-
lichen Legitimation der Forschungsausgaben zwischen Wissenschaft und Gesell-
schaft geschaltet. Der gesamtgesellschaftliche Nutzen der Wissenschaft lag dem-
nach nicht allein in der Erkenntnis und der Vermehrung des Wissens an sich,
sondern in ihrem wirtschaftlich gewinnbringenden Innovationspotenzial.

Zwischen der wissenschaftspolitischen Rhetorik der MPG und dem zeitgenössi-
schen politischen Diskurs gab es dabei einen hohen Grad sprachlicher Homo-
logie. Der Akzent auf Wettbewerb, Innovation, Investitionen in Forschung und
Entwicklung als Grundlage des Wirtschaftswachstums und die Positionierung
Deutschlands an der Spitze internationaler Ranglisten entsprach der Prominenz
dieser Themen in der öffentlichen Debatte der Bundesrepublik seit den späten
1990er Jahren.99 Das Programm der FDP für die Bundestagswahl von 1998 war von
unzähligen Verweisen auf den Wettbewerb und die Wettbewerbsfähigkeit durch-
zogen.100 Im CDU-Wahlprogramm wiederum wimmelte es von Referenzen auf al-
les, was mit Spitze zu tun hatte. Ebenso wie später MPG-Präsident Gruss war es der
CDU bereits 1998 ein besonderes Anliegen, Deutschland seinen „Spitzenplatz“ in
der Welt zu sichern und sich im „Wettbewerb um Innovation und technologische
Spitzenleistungen“ zu behaupten.101 Der Aufstieg des Nexus zwischen Innovation,
Wirtschaftswachstum und Zukunftsfähigkeit war konstitutiv für das Leitbild der
wissensbasierten Ökonomie. Dessen immense politische Wirkmächtigkeit zeigte
sich 1999 in einem „Success through Innovation“ überschriebenen Editorial von

98 Forschung stärken – globale Herausforderungen bewältigen, S. 1 f.; das folgende Zitat findet
sich ebenda, S. 2.

99 Dies gilt ebenso im internationalen Kontext: Vgl. Ulrich Schreiterer, Deutsche Wissen-
schaftspolitik im internationalen Kontext, in: Simon u. a. (Hrsg.), Handbuch Wissenschafts-
politik, S. 119–138.

100 Vgl. Es ist Ihre Wahl. Das Wahlprogramm der F.D.P. zur Bundestagswahl 1998, Bonn o.J.;
www.freiheit.org/sites/default/files/2019-10/1998bundestagswahlprogramm.pdf [28.1.
2022].

101 Zukunftsprogramm der CDU Deutschlands. Beschluß des 10. Parteitags der CDU-Deutsch-
lands vom 17.–19. Mai 1998, Bonn o.J.; www.kas.de/c/document_library/get_file?
uuid=7ec03543-1a6a-92b5-395d-2efd4a8d06f6&groupId=252038 [15.2.2022].
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Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) in der Zeitschrift Science102 ebenso wie in
der Lissabon-Strategie der EU103 und in den „Weimarer Leitlinien ‚Innovation‘“
der SPD, mit denen die Bundesregierung 2004 das „Jahr der Innovation“ ausrief:
„Wir wollen die Struktur der Hochschullandschaft so verändern, dass sich Spitzen-
hochschulen und Forschungszentren etablieren, die auch weltweit in der ersten
Liga mitspielen und mit internationalen Spitzenhochschulen wie Harvard und
Stanford konkurrieren können.“104 Der „Schlüssel für Wettbewerbsfähigkeit und
damit für Arbeitsplätze und Wohlstand“ liege in „innovativen Lösungen für die
Märkte von morgen“.105

Die SPD vertrat dabei einen weiter gefassten Innovationsbegriff als die MPG,
der neben technologischen ausdrücklich soziale und gesellschaftspolitische Inno-
vationen wie den Sozialstaat, die Mitbestimmung, die duale Berufsausbildung und
gleiche Chancen auf Bildung einschloss.106 Mit wissenschaftlich-technologischer
Innovation, so Bundeskanzler Schröder, gehe soziale und ökologische Verantwor-
tung einher; sie solle der ganzen Gesellschaft zugute kommen, mit sozial gerechter
Erneuerung undModernisierung verkoppelt sein und neben demwirtschaftlichen
Wachstum der sozialen Teilhabe dienen.107 Einen engeren Innovationsbegriff ver-
trat dagegen das ab 2005 von der CDU-Politikerin Annette Schavan geführte Bun-
desministerium für Bildung und Forschung (BMBF).108 In der Union, die die For-

102 Gerhard Schröder, Success Through Innovation, in: Science 284 (1999), S. 431.
103 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, 23. und 24. März 2000, Lissabon; www.

europarl.europa.eu/summits/lis1_de.htm [23.12.2021].
104 Unser Land gerecht erneuern. Weimarer Leitlinien „Innovation“. Beschluss des SPD-Partei-

vorstands vom 6.1.2004, S. 6; www.spd-mittelrhein.de/wp-content/uploads/sites/157/
2004/01/doc_2992_2004179170.pdf [22.12.2021]; in nahezu identischer Diktion Edelgard
Bulmahn, Rede der Bundesministerin für Bildung und Forschung auf demHumboldtforum
am 20. Januar 2004 in Berlin, S. 9, in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 06-2, 20.1.2004;
www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-der-bundesministerin-fuer-
bildung-und-forschung-edelgard-bulmahn–792332 [22.12.2021].

105 Weimarer Leitlinien „Innovation“, S. 8.
106 Vgl. ebenda, S. 2; mit dem ausdrücklichen Hinweis, Innovation nicht auf technologischen

Fortschritt zu reduzieren, vgl. Gerhard Schröder, Rede des Bundeskanzlers auf der Jahres-
auftaktveranstaltung 2004 des DIHK „Innovation Unternehmen! Für Innovation und Wett-
bewerb“ am 3.2.2004 in Berlin, S. 2, in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 15-2, 14.2.2004;
www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-von-bundeskanzler-gerhard-
schroeder-792676 [22.12.2021].

107 Vgl. Rede des Bundeskanzlers, Gerhard Schröder, auf dem Innovationskongress „Deutsch-
land. Das von Morgen“ am 26.1.2004 in Berlin, insbesondere S. 3 f., in: Bulletin der Bundes-
regierung Nr. 08-1, 26.1.2004; www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-
von-bundeskanzler-gerhard-schroeder-792336 [22.12.2021]; ähnlich ders., Politik für Bil-
dung und Innovation – Chancen eröffnen, Werte vermitteln, Teilhabe sichern, im Wettbe-
werb erfolgreich bestehen. Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag am 13. Juni
2002 in Berlin, in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 52-1, 13.6.2002; www.bundesregierung.
de/breg-de/service/bulletin/regierungserklaerung-von-bundeskanzler-gerhard-schroeder-
783596 [22.12.2021].

108 Vgl. etwa Bundesbericht Forschung 2004, hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung, Berlin 2004, insbesondere S. I–XX; Ideen zünden! Die Hightech-Strategie für
Deutschland, hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und Forschung, Berlin 2006; Regie-
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schungsförderung schon in den 1990er Jahren stärker mit der Wirtschaftspolitik
verbunden hatte, war der ökonomische Akzent insgesamt deutlicher ausgeprägt
als in der SPD.109 Deutschland sollte, so das BMBF 2008, zu einem der weltweit
leistungsfähigsten Standorte für Wissenschaft, Forschung und Innovation werden
und seine Position in der globalen Wissensgesellschaft ausbauen. Innovationspoli-
tik sei ein zentrales Element der Wachstumspolitik, und es bestehe Einigkeit über
den Zusammenhang von Innovationskraft und Wohlstand; Grundlagenforschung
sei die Basis von Innovation für Wirtschaft und Beschäftigung.110

Die Argumentation von Peter Gruss war nahezu identisch. Die MPG machte
sich so einerseits biegsam den hegemonialen politischen Diskurs zu eigen und
prägte ihn andererseits mit. Die Haltung gegenüber der Ökonomie war nicht
mehr von rhetorischer Abgrenzung, sondern von demonstrativer Verbrüderung
gekennzeichnet. Die Klammer zwischen Wissenschaft, Ökonomie und Politik bil-
dete das gemeinsame Interesse am Erhalt des gesellschaftlichen Wohlstands und
der Führungsrolle Deutschlands als Wirtschaftsnation und Land wissenschaftli-
cher Spitzenleistungen. „Wissenschaft“, so fasste es Gruss am Ende seiner Amtszeit
zusammen,

„ist die unverzichtbare Grundlage für technologischen Fortschritt, Innovation
und damit Wohlstand. Und es sind gerade die hochkarätigen Ergebnisse aus der
Grundlagenforschung, die die Entwicklung neuer Technologien fördern. [...] Da-
mit unser Land, das außer Innovation nichts am Weltmarkt zu bieten hat, wettbe-
werbsfähig bleibt, brauchen wir einen harmonischen Dreiklang von Wissen-
schaft, Wirtschaft und Gesellschaft.“111

Die Wissenschaft stand für Gruss genauso im Wettbewerb wie die Wirtschaft. Es
gebe einen globalen Wettlauf um Erkenntnisse, und Organisationen und Stand-

rungserklärung der Bundesministerin für Bildung und Forschung, Annette Schavan, zum 6-
Milliarden-Euro-Programm für Forschung und Entwicklung: Neue Impulse für Innovation
und Wachstum vor dem Deutschen Bundestag am 19.5.2006 in Berlin, insbesondere S. 3 f.,
in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 49-5, 19.5.2006; www.bundesregierung.de/breg-de/
service/bulletin/regierungserklaerung-der-bundesministerin-fuer-bildung-und-forschung-
annette-schavan–793750 [22.12.2021], und Regierungserklärung der Bundesministerin für
Bildung und Forschung, Annette Schavan, zur Hightech-Strategie für Deutschland vor dem
Deutschen Bundestag am 21.9.2006 in Berlin, in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 87-1, 21.
9.2006; www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/regierungserklaerung-der-
bundesministerin-fuer-bildung-und-forschung-dr-annette-schavan–797488 [22.12.2021].

109 Vgl. Sebastian Mahner/Frieder Wolf, Die Bildungspolitik der Großen Koalition, in: Chris-
toph Egle/Reimut Zohlhöfer (Hrsg.), Die zweite Große Koalition. Eine Bilanz der Regierung
Merkel 2005–2009, Wiesbaden 2010, S. 380–402, hier S. 386.

110 Vgl. Bundesbericht Forschung und Innovation 2008, hrsg. vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung, Berlin 2008, S. 19–37.

111 Höhepunkte aus zwölf Jahren Amtszeit. Rede des scheidenden Präsidenten Prof. Peter Gruss
auf der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft in München am 5. Juni 2014, S. 7 f.;
www.mpg.de/15109746/hv-2014-gruss.pdf [27.11.2021].
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orte konkurrierten um die „besten Köpfe“.112 Wer stillstehe, werde überholt.
„Wenn wir unsere Spitzenstellung verteidigen wollen, brauchen wir eine verläss-
liche Finanzierung.“ Deutschland müsse langfristig genug investieren, um „die Ak-
teure im System so stark zu machen, dass sie international an die Spitze vordringen
oder sich dort behaupten können“. Die Botschaft war klar: Ließ der Staat die For-
schungsförderung schleifen, drohte die Nation den Anschluss an die Spitze zu ver-
lieren. Gruss reproduzierte hier wie Markl das Muster des Katastrophendiskurses
und führte den politischen Entscheidungsträgern nicht zuletzt mit Hilfe der ver-
schiedenen internationalen Ranglisten und Vergleichsindikatoren die möglichen
Konsequenzen finanzieller Vernachlässigung vor Augen. Ökonomischer Nationa-
lismus, der von der MPG seit Markl vorangetriebene wissenschaftliche Internatio-
nalismus und das Streben der Organisation nach einer globalen Spitzenposition –

vor 1945 hätte man von der Weltgeltung der deutschenWissenschaft gesprochen –

flossen zu Beginn des 21. Jahrhunderts so in einer merkwürdig harmonischen Fol-
gerichtigkeit ineinander.113

VII. Wettbewerbsorientierungen und Rankings

Neben dem Topos der Wettbewerbsfähigkeit und der wissenschaftlichen Innovati-
on als Grundbedingung gesellschaftlichen Wohlstands waren bibliometrische
Kennzahlen, quantitative Effizienz- und Performanzmetriken sowie Rankings fes-
ter Bestandteil jeder Präsidentenrede: Investitions- und Innovationsindikatoren
des BDI114 und der OECD,115 Kennzahlen des Medienkonzerns Thompson Reu-
ters,116 die Essential Science Indicators,117 der Science Citation Index,118 die Science and
Engineering Indicators119 der amerikanischen National Science Foundation, das Welt-
jahrbuch der Wettbewerbsfähigkeit120 des privaten International Institute for Manage-
ment Development in Lausanne oder das Ranking des kommerziellen britischen
Hochschulmagazins Times Higher Education Supplement.121 Mit der MPG spiele
Deutschland in der „Weltliga der Wissenschaft“, davon zeugten die Anzahl der No-
bel- und Leibniz-Preise ebenso wie ein Drittel aller deutschen Publikationen in

112 Krise nutzen, S. 6; Stärke in der Forschung durch Vielfalt im System. Rede des Präsidenten
Prof. Peter Gruss zur Festversammlung derMax-Planck-Gesellschaft am 14. Juni 2012 in Düs-
seldorf, S. 4; www.mpg.de/12267743/hv-2012-gruss.pdf [27.11.2021]. Die folgenden Zitate
finden sich ebenda, S. 10 und S. 13.

113 Für diesen Hinweis danke ich Anselm Doering-Manteuffel.
114 Vgl. Krise nutzen, S. 9.
115 Vgl. Stärke in der Forschung durch Vielfalt im System, S. 2, und Krise nutzen, S. 4.
116 Vgl. Stärke in der Forschung durch Vielfalt im System, S. 3.
117 Vgl. Höhepunkte aus zwölf Jahren Amtszeit, S. 6.
118 Vgl. Grundlagenforschung als Basis für Innovation, S. 15.
119 Vgl. ebenda, S. 21.
120 Vgl. Grundlagen erforschen – Perspektiven reflektieren. Personalisierte Medizin für neue

Therapien. Rede des Präsidenten Prof. Peter Gruss zur Festversammlung der Max-Planck-
Gesellschaft am 18. Juni 2010 in Hannover, S. 2; www.mpg.de/12267932/hv-2010-gruss.pdf
[27.11.2021].

121 Vgl. Höhepunkte aus zwölf Jahren Amtszeit, S. 6.
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Science und Nature. Zudem würden 35 der 88 meistzitierten Wissenschaftler aus
Deutschland zur MPG gehören.122 Vergleiche mit amerikanischen Eliteuniversitä-
ten zogen sich im frühen 21. Jahrhundert durch nahezu jede Festrede, ganz beson-
ders, nachdem sich seit 2003 unter großem medialen Echo verschiedene interna-
tionale Universitätsrankings etablierten, von denen das sogenannte Shanghai-
Ranking das prominenteste war.123

Mit den Rankings und Indikatoren verbreiteten sich im frühen 21. Jahrhundert
quantitative und potenziell globale Vergleichsmetriken, die die Leistungen durch-
aus unterschiedlicher Organisationen kommensurabel machten und die Arena
des Wettbewerbs ausweiteten, wobei sich der Maßstab der Leistungsbewertung
stark an US-amerikanischen Universitäten ausrichtete. Sie dienten Studierenden,
Massenmedien und der Politik als Orientierung und konnten in der politischen
Kommunikation auf vielerlei Weise genutzt werden, etwa zur Untermauerung der
eigenen Leistung oder als Druckmittel nach der Devise: Wenn Deutschland zu-
rückfällt, muss etwas getan werden.124 Das Shanghai-Ranking, in dem die MPG
nicht erfasst war, da sie keine Universität war und keine eigenen Studierenden aus-
bildete, entwickelte sich ab 2012 zu einer zentralen Größe der politischen Kom-
munikation der MPG, die hervorhob: Wäre sie eine Graduiertenuniversität, käme
sie im Shanghai-Ranking auf Platz fünf und rangiere damit „auf Augenhöhe“ mit
Cambridge, Oxford und Harvard.125 Angesichts der Tatsache, dass deutsche Uni-
versitäten es kaum unter die Top 50 schafften,126 dürften die Wissenschaftspoliti-

122 Forschung in der Max-Planck-Gesellschaft: Chancen durch Freiräume, S. 12.
123 Das Shanghai-Ranking heißt offiziell Academic Ranking of World Universities und wurde

2003 erstmals von der chinesischen Shanghai Jiao Tong University veröffentlicht. Es be-
ansprucht, die 500 besten Universitäten der Welt abzubilden. Ein Jahr später etablierte
sich als zweites einflussreiches globales Ranking das Times Higher Education/QS World
University Ranking (seit 2009 getrennt in Times Higher Education World University Ran-
king THE und Quacquarelli Symonds World University Ranking QS). Die Mess- und Zähl-
methoden sowie die institutionellen Folgen bilden ein eigenes Forschungsfeld. Zur Über-
sicht v. a. Andrejs Rauhvargers, Global University Rankings and Their Impact. Report II,
Brüssel 2013; eua.eu/resources/publications/383:global-university-rankings-and-their-im
pact-report-ii.html [8.12.2021]; Ellen Hazelkorn, Reflections on a Decade of Global Rank-
ings: What We’ve Learned and Outstanding Issues, in: Beiträge zur Hochschulforschung 35
(2013), S. 8–33; Michael Taylor u. a., Rankings are the Sorcerer’s New Apprentice, in:
Ethics in Science and Environmental Politics 13 (2014), S. 73–99.

124 Vgl. Michael Sauder/Wendy Nelson Espeland, The Discipline of Rankings: Tight Coupling
and Organizational Change, in: American Sociological Review 74 (2009), S. 63–82; Ellen Ha-
zelkorn, Rankings and the Reshaping of Higher Education. The Battle for World-Class Excel-
lence, Basingstoke 2011; Kathleen Lynch, New Managerialism, Neoliberalism and Ranking,
in: Ethics in Science and Environmental Politics 13 (2013), S. 141–153; Richard Münch, Die
Macht der Zahlen in der Evaluation wissenschaftlicher Forschung. Eine soziologische Erklä-
rung, in: Julian Hamann u. a. (Hrsg.), Macht in Wissenschaft und Gesellschaft. Diskurs- und
feldanalytische Perspektiven, Wiesbaden 2017, S. 215–227.

125 Stärke in der Forschung durch Vielfalt im System, S. 19; Höhepunkte aus zwölf Jahren Amts-
zeit, S. 6.

126 2012 war die Technische Universität München als beste deutsche Universität auf Platz 53
gelangt; beim ersten Ranking hatte die Ludwig-Maximilians-Universität München 2003
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ker aus Bund und Ländern dies mit einer gewissen Genugtuung wahrgenommen
haben – das Topergebnis der MPG konnten sie als Ausweis der Leistungsfähigkeit
des deutschen Wissenschaftssystems interpretieren, an dem auch sie durch ihre
Förderung einen Anteil hatten.

Jenseits des realen Forschungs- und Lehrgeschehens schufen die Rankings ei-
nen artifiziellen oder Quasi-Markt, in dem Universitäten in einen Wettbewerb um
Positionen eintraten.127 Dies wiederum bestärkte unternehmerische und strate-
gische Handlungsorientierungen in den Leitungsorganen wissenschaftlicher
Einrichtungen, die sich in den Ranglisten optimal zu platzieren und sich in den
Indikatorentableaus zu verbessern suchten.128 In der MPG forcierten die Ver-
gleichsmetriken ohne Zweifel den Konkurrenzdruck. Als Einrichtungen mit dem
Anspruch auf Spitzenforschung müssten die Institute, so Gruss, „mit der Weltspit-
ze konkurrieren, mehr noch: sie müssen Weltspitze sein“.129 Gleichzeitig ermög-
lichten es die internationalen Rankings der MPG, der Politik die herausragende
Stellung der Organisation vor Augen zu führen. „Der direkte Vergleich mit Elite-
universitäten wie Stanford oder Yale zeigt, wir spielen in der Champions League
der Wissenschaften.“

Die ubiquitären Verweise der MPG auf den Wettbewerb, der sich stets verschär-
fe, und die Wettbewerbsfähigkeit, die es unbedingt zu erhalten gelte, hatten somit
wesentlich mit der Ausbreitung der neuen Performanzmetriken und Leistungsver-
gleiche zu tun. Hierbei überlappten sich allerdings, und das ist wichtig, zwei Se-
mantiken des Wettbewerbs, nämlich jene des sportlichen und jene des ökonomi-
schenWettbewerbs.130 Im sportlichenWettbewerb galt es die Leistung des Gegners
nach genau definierten und messbaren Kriterien zu übertrumpfen, ihn zu besie-
gen oder in den Ranglisten hinter sich zu lassen. Im ökonomisch determinierten
Wettbewerb hingegen ging es darum, die Organisation wie ein Unternehmen op-
timal unter marktähnlichen Bedingungen aufzustellen. Wettbewerbsorientierun-
gen sind damit ebenso wie quantitative Metriken nicht automatisch mit Ökonomi-
sierung gleichzusetzen.

Zur internationalen Positionierung der MPG sollten schließlich auch ihre Etab-
lierung als Marke und die nach außen sichtbare Schärfung ihres Profils beitragen.
„Wer eine klar definierte Mission, ein eigenes Profil hat, bringt Mehrwert ins wis-
senschaftliche System.“131 So intensivierte die MPG ähnlich wie die deutschen Uni-
versitäten das an privatwirtschaftlichen Vorbildern orientierte Wissenschaftsmar-

Platz 48 erreicht; www.shanghairanking.com/rankings/arwu/2003 und www.shanghai
ranking.com/rankings/arwu/2012 [27.11.2021].

127 Vgl. Richard Münch, Akademischer Kapitalismus. Zur politischen Ökonomie der Hoch-
schulreform, Berlin 2011, S. 62.

128 Vgl. Baier, Reformen in Wissenschaft und Universität, S. 39–41.
129 Grundlagenforschung als Basis für Innovation, S. 15; das folgende Zitat findet sich ebenda.
130 Vgl. Markus Tauschek, Wettbewerbskulturen. Eine kulturanthropologische Problemskizze,

in: Zeitschrift für Volkskunde 108 (2012), S. 177–197; Ulrich Bröckling, Wettkampf und
Wettbewerb. Konkurrenzordnungen zwischen Sport und Ökonomie, in: Ders., Gute Hirten
führen sanft. Über Menschenregierungskünste, Frankfurt a. M. 2017, S. 243–259.

131 Stärke in der Forschung durch Vielfalt im System, S. 11.
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keting und Wissenschaftsbranding, um imWettbewerb um Fördermittel und Pres-
tige für die öffentliche Sichtbarkeit der eigenen Leistungen zu sorgen.132 Hierzu
dienten neben der klassischen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Imagestrategien,
ein einheitliches Corporate Design und Hochglanzbroschüren.133 Wie bei einem
Apple-Computer wisse jeder, welches „Produkt“ er bei Harvard oder Princeton er-
warten könne, erläuterte Gruss und schloss die Aufforderung an: „Prüfen Sie sich
selbst, wenn Sie hören, jemand habe in Harvard Betriebswirtschaftslehre studiert
oder an der TechnischenHochschule Deggendorf.“Das Karriereversprechen liege
eindeutig bei der hoch angesehenen „Premiummarke“.134 Auf einem imaginierten
Markt stand die MPG in den 2010er Jahren mithin als Marke für ein bestimmtes
Produkt, nämlich Spitzenforschung, mit dem sie Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aus aller Welt anzog und in Konkurrenz zu anderen Premiummarken
wie Harvard, Stanford oder Cambridge agierte.

VIII. Konsequenzen der Ökonomisierung

In derMitte der 1990er Jahre begannen sich die Grenzziehungen zwischenWissen-
schaft und Ökonomie in der Max-Planck-Gesellschaft deutlich zu verschieben. Die
Präsidenten von Butenandt bis Zacher hatten bis dahin eine klare Trennlinie zwi-
schen dem „wahren“Kern derWissenschaft und wissenschaftsexternen wirtschafts-
politischen Zielsetzungen gezogen. Der autonome Pol der Grundlagenforschung
lag für sie in der Vermehrung des Wissens und der wissenschaftlichen Erkenntnis,
die ihnen unabhängig von ökonomisch nützlichen Anwendungsmöglichkeiten als
eigenständiger gesellschaftlicher und kultureller Wert galt. Dies änderte sich Mitte
der 1990er Jahre. Neben der Ausbreitung von Wettbewerbsprinzipen und aus der
Privatwirtschaft entlehnter Metriken und Steuerungsinstrumente vollzog sich eine
Ökonomisierung der politischen Sprache und der gesellschaftlichen Legitimation
der Forschungsförderung. Ökonomische Kategorien und Verweise auf ökonomi-
sche Zielsetzungen gewannen an Boden, und der langfristige ökonomische Nutzen
der Wissenschaft in Form ihres wirtschaftlich gewinnbringenden Innovations-
potenzials rückte ins Zentrum der wissenschaftspolitischen Argumentation der
MPG. In Übereinstimmung mit dominierenden politischen Diskursen und Posi-
tionen erklärte MPG-Präsident Peter Gruss Wirtschaftswachstum und die öko-
nomische Wettbewerbsfähigkeit zu Leitgrößen wissenschaftspolitischen Handelns.

132 Vgl. Ariane Leendertz, Medialisierung der Wissenschaft. Die öffentliche Kommunikation
der Max-Planck-Gesellschaft und der Fall Starnberg (1969–1981), in: Geschichte und Gesell-
schaft 40 (2014), S. 555–590, hier S. 589 f.

133 Vgl. Mayer, Universitäten im Wettbewerb, S. 247–255.
134 Der einzige Rohstoff, den wir haben können, ist das Gold zwischen unserenOhren. Rede des

Präsidenten Prof. Peter Gruss zur Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft am 6. Juni
2013 in Potsdam, S. 6; www.mpg.de/15109633/hv-2013-gruss.pdf [zit. nach deutscher Fas-
sung, 7.3.2017, Stand 27.11.2021: nur englische Fassung online]; zur Marke außerdem Hö-
hepunkte aus zwölf Jahren Amtszeit, S. 6.
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Die Präsidenten Markl und Gruss handelten somit wie Bourdieus „trojanisches
Pferd“, indem sie ökonomische Zielsetzungen und Begriffe und damit bislang als
extern markierte Werte affirmativ aufnahmen. Den gesellschaftlichen Wert der
Wissenschaft bestimmten sie mit Rekurs auf Ökonomen sowie ökonomische Kate-
gorien wie Erträge, Effizienz, Produkte und Renditen und positionierten die Wirt-
schaft in der öffentlichen Legitimation zwischen Wissenschaft und Gesellschaft.
Die Präsidenten wiesen ökonomische Zielsetzungen nicht mehr zurück, sondern
machten sie sich zu eigen. Gleichzeitig erklärten sie dabei aber die Freiheit der
wissenschaftlichen Forschung zur Voraussetzung ihrer wirtschaftlichen Relevanz –
und hielten damit an der Kernaufgabe der unabhängigen Erkenntnissuche fest.
Zumindest in der MPG scheint der autonome Pol der freien Erkenntnissuche und
Vermehrung des Wissens dadurch zwar ergänzt, aber bislang nicht substanziell
überformt oder ersetzt worden zu sein. In der Terminologie der Systemtheorie
kann man von der Etablierung eines „Nebencodes“135 sprechen, der sich an die
bisherige Darstellung des „wahren“ Kerns anheftete. Allerdings verschwamm da-
mit die bisherige Grenzziehung zur Ökonomie: Die Vermehrung des Wissens und
der Erkenntnis stand nun gleichrangig neben demmittelbaren und unmittelbaren
ökonomischen Nutzen der Grundlagenforschung.

Außerdem verbreiteten sich in der MPG quantitative Performanzmetriken, die
als Effizienz-, Produktivitäts- und Qualitätsnachweise dienten. In Zahlen gefasste
wissenschaftliche Leistungen waren von nun an Gegenstand ständiger externer
und interner Beobachtung und Überprüfung. Wollte die MPG ihre staatliche För-
derung erhalten und steigern, musste sie mit quantitativ messbaren Größen ihre
herausragenden Leistungen nachweisen. Diese Strategie wurde von den Präsiden-
ten Markl und Gruss bewusst in der politischen Kommunikation eingesetzt. Die
Quantifizierung oder Rechenhaftigkeit an sich ist noch nicht mit Ökonomisierung
gleichzusetzen. Entscheidend ist vielmehr, was mit welchem Zweck gezählt und
gemessen wurde. Von Ökonomisierung kann so in zweierlei Hinsicht die Rede
sein: In Form von Ranglisten und Indikatorentableaus legte die MPG der Politik
an betriebswirtschaftliche Praktiken angelehnte Kosten-Leistungs-Übersichten
vor, um die Qualität ihres wissenschaftlichen Outputs und die ökonomische Effi-
zienz der Forschungsförderung zu unterstreichen. Gleichzeitig forcierten die in-
ternationalen Leistungsvergleiche in der MPG die Intensivierung strategischer
Wettbewerbsorientierungen. Ähnlich wie ein global agierendes Unternehmen ver-
schrieb sie sich einer ständigen Optimierung ihrer internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit und dem permanenten Qualitätsmanagement, um ihren Spitzenplatz zu
verteidigen.136

Diese Entwicklungen unterstreichen den Bedeutungsgewinn ökonomischer
Leitbilder, Kategorien und Handlungsorientierungen und damit eine Ausdeh-
nung und Vertiefung von Prozessen der Ökonomisierung im späten 20. und frü-

135 Uwe Schimank, Reputation statt Wahrheit: Verdrängt der Nebencode den Code?, in: Soziale
Systeme 16 (2010), S. 233–242. Für diesen Hinweis danke ich Thomas Etzemüller.

136 Zu diesemMuster vgl. Tobias Peter, Genealogie der Exzellenz, Weinheim/Basel 2014, S. 60–
64.
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hen 21. Jahrhundert, die Autorinnen und Autoren der Zeitgeschichte und Sozial-
wissenschaft auch in anderen Bereichen beobachtet haben. Doch inwiefern ver-
änderten die neuen Logiken den autonomen Pol der freien und unabhängigen
Erkenntnissuche in der tatsächlichen Forschungspraxis? Inwiefern beeinflusste
die Ökonomisierung jenseits der neuen Rhetorik und Instrumente wissenschaftli-
che Inhalte, Strukturen, Machtverhältnisse und Arbeitsbedingungen? Das sind
weiterhin Kernfragen der Forschung, auf die es erst wenige substanzielle empiri-
sche Antworten gibt. Vorläufig lässt sich hier festhalten:

1. Im Hinblick auf den Aufbau neuer institutioneller Strukturen im Zuge der
Managerialisierung argumentiert die Hochschulforschung relativ zurückhaltend:
Was den Kern der tatsächlichen Arbeitsprozesse in Forschung und Lehre betreffe,
stehe externen Eingriffen in Deutschland die Forschungs- und Lehrfreiheit der
Professorenschaft gegenüber, die noch immer ein hohes Maß an Autonomie ga-
rantiere.137 Noch größere Freiheit, da sie unabhängig von Drittmitteln forschen
können, genießen diesbezüglich Direktorinnen und Direktoren von Max-Planck-
Instituten. Erst wenn die Fragen, die die Forschung bearbeitet, nicht mehr über-
wiegend aus der Wissenschaft selbst heraus entwickelt und gestellt, sondern von
staatlichen und privatwirtschaftlichen Akteuren und Geldgebern – Stiftungen, Un-
ternehmen, Ministerien – formuliert werden, kann man eindeutig von einem Au-
tonomieverlust sprechen.138

2. Was die thematischen und inhaltlichen Konsequenzen der Anlagerung öko-
nomischer Orientierungen an den „wahren“ Kern der Wissenschaft betrifft, so
lässt die Ökonomisierung einen Bedeutungsgewinn anwendungs- und wirtschafts-
naher Forschungsfelder erwarten. Für die MPG liegen hierzu keine belastbaren
Daten vor.139 Die Literatur hält bislang nur recht allgemeine Befunde bereit. In
den USA beobachteten Sheila Slaughter und Gary Rhoades eine verstärkte Aus-
richtung der höheren Bildung und der Forschungsinhalte auf die Interessen der
Hightech-Ökonomie und auf technologische, produktförmig umsetzbare Innova-
tionen.140 Betrachtet man die Verteilung der Fördermittel im Rahmen der Exzel-
lenzinitiative, hatten die Sozial- und Geisteswissenschaften gegenüber den Natur-

137 Vgl. Otto Hüther/Georg Krücken, Hochschulen. Fragestellungen, Ergebnisse und Perspek-
tiven der sozialwissenschaftlichen Hochschulforschung, Wiesbaden 2016, S. 169 und S. 176.

138 Vgl. Münch, Akademischer Kapitalismus, S. 378.
139 Hierbei stellt sich auch das Problem, dass Grenzen zwischen Grundlagen- und anwendungs-

orientierter Forschung in den einzelnen Forschungsfeldern stets im Fluss sind: Im Zuge der
Grundlagenforschung kann sich bald ein Bezug zu konkreten Anwendungsbereichen er-
geben, während umgekehrt anwendungsorientierte Fragestellungen zunächst eine Vertie-
fung der Grundlagenforschung notwendig machen.

140 Vgl. Sheila Slaughter/Gary Rhoades, Academic Capitalism and the New Economy. Markets,
State and Higher Education, Baltimore 2004, sowie bereits Sheila Slaughter/Larry L. Leslie,
Academic Capitalism. Politics, Policies and the Entrepreneurial University, Baltimore 1997.
Eine zunehmendeKommodifizierung und Vermarktlichung der höheren Bildung in Europa
konstatierten auch Sharon Rider/Ylva Hasselberg/Alexandra Waluszewski (Hrsg.), Trans-
formations in Research, Higher Education and the Academic Market. The Breakdown of
Scientific Thought, Dordrecht 2013.
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wissenschaften, technischen Disziplinen und der Medizin das Nachsehen.141 Und
im siebten Forschungsrahmenprogramm der EU zwischen 2007 und 2013 erhiel-
ten die Natur- und Technikwissenschaften 45 Prozent, die Lebenswissenschaften
40 Prozent und die Sozial- und Geisteswissenschaften 15 Prozent der Fördermit-
tel.142 Hier ging eine Betonung wirtschaftlich nutzbarer Innovationen offensicht-
lich zulasten von Fächern und Disziplinen, die – wie die Geistes- und Sozialwissen-
schaften – derartiges nicht anzubieten vermochten.

3. In derMPG verband sichmit der Ausweitung strategischerWettbewerbsorien-
tierungen der Imperativ einer stärkeren institutionellen und personellen Flexibili-
sierung: Aus der Sicht der Präsidenten Markl und Gruss erforderte der globale
Wettbewerb ständige strategische Weichenstellungen und deshalb eine möglichst
große Beweglichkeit der Organisation. Unter ihrer Führung verfestigte sich im
21. Jahrhundert die Überzeugung, im globalenWettbewerb der Forschungsorgani-
sationen um herausragende Spitzenforscherinnen und -forscher, wissenschaftliche
Durchbrüche und internationale Reputation nur bestehen zu können, wenn die
MPG fähig sei, schnell und flexibel Abteilungen oder Institute zu schließen, sobald
ihre Direktoren emeritiert wurden, um dann neue Forschungsthemen aufzugrei-
fen und den wenigen international herausragenden Wissenschaftlern und Wissen-
schaftlerinnen attraktive Berufungsangebote zu machen. Diese institutionelle Fle-
xibilität setzte eine Flexibilisierung der Personalstrukturen voraus.143 Markl führte
1998 eine Obergrenze von 50 Prozent für unbefristet beschäftigtes wissenschaftli-
ches Personal an den Instituten ein; unter Gruss verschärfte die MPG die Richtlini-
en für Festanstellungen nochmals. So verdoppelte sich der Befristungsanteil beim
wissenschaftlichen Personal allein in der Grundfinanzierung und ohne Promo-
vierende gerechnet zwischen 1996 und 2016 auf 69 Prozent.144 Dies lässt sich nicht
unmittelbar als Ökonomisierung, sondern als organisationsspezifische Konse-
quenz der Ausbreitung unternehmerisch-strategischer Handlungsorientierungen
qualifizieren.

4. Die Ausweitung der Befristungen erhöhte den Druck auf die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, mit Blick auf das nahende Ende ihres Vertrags ihre Leistung
zu steigern, um ihre Chance auf einen Verbleib in der Wissenschaft zu erhalten.
Die einfache Pflichterfüllung genügte nun nicht mehr. „Wer sich ausruht, riskiert
unterzugehen“ – so lautete das Mantra der permanenten Optimierung, das Or-
ganisationen und Akteure in der Wissenschaft im Zuge der Reformen der ver-
gangenen 25 Jahre erfasste.145 Auch die einzelnen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler mussten sich, ähnlich wie die Universitäten und Wissenschafts-

141 Vgl. Baier, Reformen in Wissenschaft und Universität, S. 27.
142 Vgl. Sheila Slaughter/Brendan Cantwell, Transatlantic Moves to the Market: the United

States and the European Union, in: Higher Education 63 (2012), S. 583–606, hier S. 598.
143 Vgl. Ariane Leendertz, Wettbewerbsorientierung und Flexibilisierung in der Wissenschaft.

Eine gegenwartsgeschichtliche Perspektive, in: Merkur 75 (2021), S. 43–54.
144 Vgl. Leendertz, Wissenschaftler auf Zeit, S. 4. Gruss’ Nachfolger Martin Stratmann (seit

2014) hielt an dieser Praxis entschieden fest.
145 Vgl. Peter, Genealogie der Exzellenz, S. 60.

Die Macht des Wettbewerbs 269

VfZ 2/2022



organisationen, als unternehmerische Wettbewerbsakteure konstituieren und sich
laufend optimieren, trainieren, platzieren und qualifizieren, um ihre Chancen auf
dem prekären wissenschaftlichen Arbeitsmarkt zu wahren.146 So sind auch die wis-
senschaftlichen Beschäftigten in Deutschland zu „Unternehmern ihrer selbst“147

geworden, die sich im Wettbewerb um Vertragsverlängerungen, Projektmittel, Sti-
pendien und die wenigen festen Stellen unter wiederkehrendem Existenzdruck
ständig bewähren und ihre Leistung bestmöglich verkaufen müssen. Die institutio-
nelle Flexibilität, die der MPG im Sinne ihrer unternehmerischen Logik als not-
wendige Voraussetzung ihrer globalen Wettbewerbsfähigkeit galt, hatte mithin er-
hebliche Konsequenzen für die Arbeitsbedingungen und Zukunftsperspektiven
des wissenschaftlichen Personals.

5. Matthäus-Effekte und zunehmende soziale Ungleichheit gelten als Kennzei-
chen einer auf Markt- und Wettbewerbskräfte setzenden Gesellschaftsordnung, in
der sich kapitalismustypische Akkumulationsprinzipien um ein Vielfaches verstär-
ken und diejenigen belohnen, die bereits über erhebliches Kapital verfügen. Auch
in der Wissenschaft scheinen sich in den vergangenen 20 Jahren Matthäus-Effekte
und soziale Ungleichheit vergrößert zu haben,148 wobei wir es wiederummit einem
Korrelat derÖkonomisierung zu tunhaben. So verstärkte dieWettbewerbslogik der
FörderungdurchdenEuropeanResearchCouncil (ERC) inDeutschlanddie Stratifizie-
rung und Ungleichheit zwischen den Universitäten: Wer im innerdeutschen Wett-
bewerb um Fördermittel besonders erfolgreich war, schnitt auch bei den ERC-
Grantsbesser ab.149ÄhnlicheEffekte gabesbeimwissenschaftlichenPersonal: Inder
MPGkonzentrierten sichdiemonetärenBelohnungen auf einenkleinenKreis welt-
weit gefragter Shootingstars, die im Berufungsgeschehen zur knappen und wert-
vollsten Ressource erklärt wurden, was ihren symbolischenWert für die Organisati-
on ebenso steigerte wie ihren Preis. Für die breite Masse des wissenschaftlichen
Personals scheint dagegen, auch international, die Prekarität zugenommen zu ha-
ben. Dadurch verschärften sich Hierarchien und Machtverhältnisse in der Wissen-
schaft. In Deutschland trug hierzu ebenso das seit mehreren Dekaden kontinuier-
lich zunehmende Ungleichgewicht zwischen unbefristeten Positionen und
Professuren und abhängigem, befristet beschäftigtem wissenschaftlichen Personal
bei, wodurch sich unter den sogenannten Nachwuchswissenschaftlerinnen und
Nachwuchswissenschaftlern wiederumderWettbewerb intensivierte.150

146 Dies entsprach dem seit den 1990er Jahren ebenfalls hegemonialen Leitbild des flexiblen
und mobilen Menschen, der kontinuierlich mit der Verbesserung seiner „employability“ be-
schäftigt war. Vgl. Andreas Wirsching, Der Preis der Freiheit. Geschichte Europas in unserer
Zeit, München 2012, S. 249–255.

147 Dieser Begriff geht zurück auf Ulrich Bröckling, Das unternehmerische Selbst. Soziologie
einer Subjektivierungsform, Frankfurt a. M. 2007.

148 Vgl. Richard Münch, Kapital und Arbeit im akademischen Shareholder-Kapitalismus, in: So-
ziologie 45 (2016), S. 412–440, hier S. 416–418.

149 Vgl. Baier, Reformen in Wissenschaft und Universität, S. 193 f.
150 Vgl. ebenda, S. 201. Kamen an denUniversitäten und gleichgestelltenHochschulen 1995 auf

eine Professur im Schnitt 4,2 akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, waren es 2005
6,4 und 2019 schließlich 6,8: vgl. Leendertz, Wissenschaftler auf Zeit, S. 15 f. 2018 waren an
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Ökonomisierung ist somit mehr als ein Oberflächenphänomen und mehr als
ein diffuses gesellschaftskritisches Schlagwort. Der Begriff trägt dazu bei, gesell-
schaftliche Transformationsprozesse des späten 20. und frühen 21. Jahrhunderts
greifbar zu machen, und hilft zu verstehen, welche Wahrnehmungen und Wirk-
lichkeitsdeutungen, Handlungslogiken und Instrumente hinter den Veränderun-
gen standen, die wissenschaftliche Organisationen, die Rahmenbedingungen der
Forschung und die Arbeitsbedingungen von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern in den vergangenen Dekaden prägten. Ob der Höhepunkt dieser Ent-
wicklung bereits ebenso überschritten ist wie – so schien es zumindest unter dem
Eindruck der Coronakrise 2020/21 für eine kurze Zeit – der Zenit marktliberaler
Politik, werden erst spätere Studien zeigen können.

den Hochschulen in Deutschland 98 Prozent des wissenschaftlichen und künstlerischen Per-
sonals unter 35 Jahren sowie 77 Prozent des Personals zwischen 35 und 45 Jahren (ohne Pro-
fessorinnen und Professoren) befristet beschäftigt: vgl. Bundesbericht Wissenschaftlicher
Nachwuchs 2021, S. 29; www.buwin.de/dateien/buwin-2021.pdf [27.11.2021].
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